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chemikalienrechtlicher Vorschriften

 

A. Zielsetzung

 

Die vorliegende Verordnung soll zusammen mit Änderungen in der Chemika-
lien-Verbotsverordnung (Artikel 2) und der Gefahrstoffverordnung (Artikel 3)
die Richtlinie 96/59/EG des Rates vom 16. September 1996 über die Beseiti-
gung polychlorierter Biphenyle und polychlorierter Terphenyle (PCB/PCT)
vollständig umsetzen.

 

B. Lösung

 

Mit der vorliegenden Verordnung greift die Bundesregierung die Verord-
nungsermächtigungen des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes sowie des
Chemikaliengesetzes auf und regelt die kontrollierte Beseitigung der PCB, die
Dekontaminierung oder Beseitigung PCB-haltiger Geräte und/oder die Besei-
tigung von PCB-Abfall.

 

C. Alternativen

 

Keine

 

D. Kosten der öffentlichen Haushalte

 

Die Durchführung der VO wird bei Bund, Ländern und Gemeinden keine zu-
sätzlichen Kosten verursachen. Die Verordnung setzt im Wesentlichen lediglich
für eine bestimmte Gruppe von Abfallarten die im Kreislaufwirtschafts- und
Abfallgesetz und in der Nachweisverordnung festgelegten Anforderungen an
die Kreislaufwirtschaft und an die gemeinwohlverträgliche Abtallbeseitigung
um. Insoweit ist auf die zum Gesetz und zur Verordnung getroffene Kostenaus-
sage zu verweisen.

Dem Bund, den Ländern und Gemeinden entstehen auch keine zusätzlichen
Verwaltungskosten.
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E. Sonstige Kosten

 

Die Anforderungen der Verordnung, Abfälle mit unterschiedlichem Gefähr-
dungspotential getrennt zu fassen, getrennt zu halten, getrennt zu entsorgen und
unverzüglich zu beseitigen, konkretisieren nur die allgemeinen gesetzlichen
Vorgaben an eine ordnungsgemäße und schadlose Verwertung bzw. umweltver-
trägliche Beseitigung. Eventuell zusätzliche Behandlungskosten werden durch
eingesparte Entsorgungskosten kompensiert werden.

Eine Steigerung des Gebührenniveaus ist nicht zu erwarten, insbesondere nicht,
soweit die Entsorgung durch kommunale Gebietskörperscharten erfolgt.

Den Wirtschaftsunternehmen entstehen geringfügige Kosten durch Maßnah-
men der Entfernung, Getrennthaltung und getrennten Beseitigung.

Auf Grund der Durchführung dieser Verordnung sind keine Auswirkungen
auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreis-
niveau, zu erwarten.
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Bundesrepublik Deutschland
Der Bundeskanzler

022 (321) – 235 44 – Ch 37/00
Berlin, den 4. Mai 2000

An den
Präsidenten des
Deutschen Bundestages

Hiermit übersende ich die von der Bundesregierung beschlossene neugefasste

Verordnung über die Entsorgung polychlorierter Biphenyle, polychlorierter
Terphenyle sowie halogenierter Monomethyldiphenylmethane und zur Änderung
chemikalienrechtlicher Vorschriften

mit Begründung (Anlage 1) und Vorblatt.

Federführend ist das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit.

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 79. Sitzung am 16. Dezember 1999 der Verord-
nung zugestimmt.

Mit Schreiben vom 20. Dezember 1999 wurde diese Verordnung dem Bundesrat mit der
Bitte um Zustimmung gemäß Artikel 80 Abs. 2 des Grundgesetzes zugeleitet.

Der Bundesrat stimmte in seiner 749. Sitzung am 17. März 2000 der Verordnung gemäß
Artikel 80 Abs. 2 des Grundgesetzes mit Änderungsmaßgaben zu (Bundesratsdruck-
sache 756/99, als Anlage 2 beigefügt).

Die Bundesregierung hat am 3. Mai 2000 beschlossen, die Änderungen des Bundesrates
wegen ihres klarstellenden Charakters unverändert zu übernehmen und die entsprechend
neugefasste Verordnung dem Deutschen Bundestag erneut zuzuleiten.

Des Weiteren wurden Regelungen zur Umsetzung der Richtlinie 99/51/EG vom 26. Mai
1999 bezüglich zinnorganischer Verbindungen bei Schiffsanstrichen in die Verordnung
eingearbeitet.

Ich bitte, die Zustimmung des Deutschen Bundestages gemäß § 59 des Kreislaufwirt-
schafts- und Abfallgesetzes herbeizuführen.

 

Gerhard Schröder
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Anlage 1

 

Verordnung über die Entsorgung polychlorierter Biphenyle, polychlorierter 
Terphenyle sowie halogenierter Monomethyldiphenylmethane und zur Änderung 
chemikalienrechtlicher Vorschriften

 

1)

 

Vom …

Die Bundesregierung verordnet auf Grund

– des § 14 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe a des Chemikalien-

gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom

25. Juli 1994 (BGBl. I S. 1703) sowie des § 57 des

Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes vom 27. Sep-

tember 1994 (BGBl. I S. 2705) und

– des § 6 Abs. 1 Satz 4 des § 7 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 4, des

§ 12 Abs. 1 und des § 48 Nr. 1 und 2 des Kreislaufwirt-

schafts- und Abfallgesetzes sowie des § 17 Abs. 1 Nr. 1

Buchstabe a und c sowie Nr. 2, Absatz 3 und Absatz 5

des Chemikaliengesetzes nach Anhörung der beteiligten

Kreise und

– des § 59 Satz 1 des Kreislaufwirtschafts- und Abfallge-

setzes unter Berücksichtigung der Rechte des Bundesta-

ges:

 

Artikel 1

Verordnung über die Entsorgung
polychlorierter Biphenyle,

polychlorierter Terphenyle und halogenierter
Monomethyldiphenylmethane

(PCB/PCT-Abfallverordnung – PCBAbfallV)

 

§ 1

 

Anwendungsbereich

 

(1) Die Verordnung gilt für nachfolgend definierte

„PCB“, die als Abfälle entsorgt werden oder entsorgt wer-

den müssen.

(2) „PCB“ bezeichnet im Sinne dieser Verordnung

1. die Stoffe

a) polychlorierte Biphenyle: trichlorierte und höher-

chlorierte Biphenyle,

b) polychlorierte Terphenyle,

c) halogenierte Monomethyldiphenylmethane: Mo-

nomethyltetrachlordiphenvimethan, Monomethyl-

dichlordiphenylmethan, Monomethyldibromdiphe-

nylmethan,

 

1)

 

Diese Verordnung dient der Umsetzung der Richtlinie 96/59/EG des

Rates vom 16. September 1996 über die Beseitigung polychlorierter

Biphenyle und polychlorierter Terphenyle (Abl. vom 24. September

1996 Nr. L 243/31) sowie der Richtlinie 99/51/EG der Kommission

vom 26. Mai 1999 zur fünften Anpassung des Anhangs I der Richt-

linie 76/769/EWG des Rates zur Angleichung der Rechts- und Ver-

waltungsvorschriften der Mitgliedstaaten für Beschränkungen des

Inverkehrbringens und der Verwendung gewisser gefährlicher Stoffe

und Zubereitungen (Zinn, PCP und Cadmium) an den technischen

Fortschritt (Abl. vom 5. Juni 1999, Nr. L 142/22).

 

2. Zubereitungen im Sinne des Chemikaliengesetzes,

a) die insgesamt mehr als 50 mg/kg der Stoffe nach

Nr. 1 enthalten,

b) bei denen der Verdacht besteht, dass sie unter Buch-

stabe a fallen, solange bis das Gegenteil durch den

Abfallerzeuger oder Abfallbesitzer bewiesen ist,

3. Erzeugnisse im Sinne des Chemikaliengesetzes,

a) die Stoffe nach Nr. 1 zu insgesamt mehr als 50 mg/kg

oder Zubereitungen nach Nr. 2 enthalten,

b) bei denen der Verdacht besteht, dass sie unter Buch-

stabe a fallen, solange bis das Gegenteil durch den

Abfallerzeuger oder Abfallbesitzer bewiesen ist.

Bei der Beurteilung, ob ein aus mehreren Einzelerzeug-

nissen zusammengefügtes Erzeugnis unter Buchstabe a

fällt, ist das Einzelerzeugnis maßgebend, welches die

Stoffe nach Nummer 1 oder Zubereitungen nach Num-

mer 2 enthält.

(3) Die Verordnung gilt nicht für die Entsorgung von

Altöl im Sinne der Altölverordnung.

§ 2

 

Pflichten zur Entsorgung

 

(1) Der Besitzer hat PCB unverzüglich zu beseitigen.

Dies gilt nicht, soweit PCB im Sinne von § 1 Abs. 2 Nr. 3

nach Absatz 2 verwertet werden dürfen.

(2) Absatz 1 Satz 1 gilt nicht, soweit PCB nach § 1

Abs. 2 Nr. 1 und 2 von Erzeugnissen abgetrennt und einer

Beseitigung zugeführt werden. Für die Entsorgung der

nachfolgend genannten PCB-haltigen Erzeugnisse ist insbe-

sondere zu beachten:

1. Transformatoren oder sonstige Behältnisse, die Stoffe

nach § 1 Abs. 2 Nr. 1 oder Zubereitungen nach § 1

Abs. 2 Nr. 2 als Flüssigkeit enthalten, sind zu entleeren.

Die metallischen Bestandteile, insbesondere das Ge-

häuse, die Spule und die Transformatorbleche, sind so zu

behandeln, dass eine schadlose und ordnungsgemäße

Verwertung dieser Bestandteile möglich ist und die PCB

dabei zerstört oder beseitigt werden.

2. Aus anderen Erzeugnissen, insbesondere Geräten der In-

formationstechnik und der Bürokommunikation, elektri-

schen Geräten oder Leuchtstofflampen, sind, soweit

technisch möglich und wirtschaftlich zumutbar, Bau-

teile, die Stoffe nach § 1 Abs. 2 Nr. 1 oder Zubereitun-

gen nach § 1 Abs. 2 Nr. 2 enthalten, zu entfernen, ge-

trennt zu halten und getrennt zu beseitigen.

(3) Zur Gewährleistung einer ordnungsgemäßen und

schadlosen Verwertung sowie zur gemeinwohlverträglichen

Abfallbeseitigung ist beim Entstehen von Abfällen, die bei

Bautätigkeiten anfallen, bereits vor einer Sortierung sicher-
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zustellen, dass die Fraktionen, die Stoffe nach § 1 Abs. 2

Nr. 1 oder Zubereitungen nach § 1 Abs. 2 Nr. 2 enthalten,

zu entfernen, getrennt zu halten und getrennt zu beseitigen

sind, soweit dies technisch möglich und wirtschaftlich zu-

mutbar ist.

(4) Die Entsorgung von PCB darf nur in einer hierfür

nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes oder § 31

Abs. 2 des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes zuge-

lassenen Anlage erfolgen.

(5) Die Beseitigung von PCB darf nur mit den Verfahren

D8, D9 oder D15, dem sich die Verfahren D10 oder D12

entsprechend Anhang II A des Kreislaufwirtschafts- und

Abfallgesetzes anschließen, sowie D10 oder D12 erfolgen.

Bei dem Verfahren D12 dürfen Abfälle nach § 1 Abs. 2

Nr. 3, deren Flüssigkeit abgelassen worden ist, in zugelasse-

nen Untertagedeponien im Salzgestein nur abgelagert wer-

den, soweit die Nutzung eines Verfahrens D9 oder D10 tech-

nisch nicht möglich oder wirtschaftlich nicht zumutbar ist.

§ 3

 

Brand- und Explosionsschutz

 

Nach Maßgabe der einschlägigen Vorschriften sind beim

Bereitstellen, Überlassen, Einsammeln und innerbetriebli-

chen Befördern von PCB nach § 1 Abs. 2 alle notwendigen

Maßnahmen zu treffen, um eine Freisetzung der Stoffe nach

§ 1 Abs. 2 Nr. 1 oder Zubereitungen nach § 1 Abs. 2 Nr. 2

durch Brände und Explosionen zu vermeiden.

§ 4

 

Nachweis- und Mitteilungspflichten

 

(1) Unternehmen und Betreiber von Beseitigungsanla-

gen, die eines der in § 2 Abs. 5 genannten Verfahren zur Be-

seitigung von PCB durchführen (PCB-Beseitigungsunter-

nehmen) haben über Menge, Herkunft, Art des Abfalls und

PCB-Gehalt von angelieferten PCB-Abfällen ein Register

zu führen. Sie teilen diese Angaben der zuständigen Be-

hörde vierteljährlich mit. Sie stellen den Erzeugern oder Be-

sitzern, deren PCB-Abfälle angeliefert werden, eine Be-

scheinigung aus, in der Art und Menge des PCB angegeben

werden.

(2) Soweit nach dem § 43 oder 42 des Kreislaufwirt-

schafts- und Abfallgesetzes in Verbindung mit dem zweiten

oder dritten Teil der Nachweisverordnung Nachweise über

die Beseitigung von PCB zu erbringen sind, können die

nach Absatz 1 zu führenden Register sowie zu erteilenden

Bescheinigungen durch die Begleitscheine und Übernahme-

scheine nach der Nachweisverordnung ersetzt werden. In

diesem Fall sind beim Ausfüllen der Begleitscheine außer

der Menge des Abfalls, Herkunft, Art und PCB-Gehalt im

Feld „Frei für Vermerke“ vom PCB-Beseitigungsunterneh-

men einzutragen. Erfolgt die Nachweisführung durch Sam-

melentsorgungsnachweis nach § 8 der Nachweisverordnung

oder durch Vereinfachten Nachweis nach § 26 der Nach-

weisverordnung, sind die Eintragungen nach Satz 2 auf den

Übernahmescheinen vorzunehmen, die dem jeweiligen Er-

zeuger oder Besitzer der PCB-Abfälle zum Zwecke des

Absatz 1 Satz 3 zu übergeben sind. Die Bestimmungen des

§ 19 der Nachweisverordnung bleiben unberührt.

(3) Das Register nach Absatz 1 und das Nachweisbuch

nach Absatz 2 können von den örtlichen Behörden und der

Öffentlichkeit eingesehen werden. Das Recht auf Einsicht-

nahme bezieht sich im Fall des Absatz 2 nur auf die in die

Nachweisbücher einzustellenden Begleit- und Übernahme-

scheine. Die dem Recht auf Einsichtnahme unterliegenden

Register oder Teile der Nachweisbücher sind getrennt von

anderen der Überwachung dienenden Unterlagen oder

Nachweisen zu führen und zu halten, soweit anderenfalls

die Wahrnehmung des Rechts auf Einsichtnahme erschwert

oder behindert würde. Werden die Begleit- oder Übernah-

mescheine über die Beseitigung von PCB getrennt gesam-

melt, so sind Ablichtungen dieser Scheine entsprechend den

§§ 27 und 28 der Nachweisverordnung in die Nachweisbü-

cher einzustellen und den Entsorgungsnachweisen und ver-

einfachten Nachweisen zuzuordnen.

(4) Die Bestimmungen der Nachweisverordnung bleiben

im Übrigen von den Regelungen der Absätze 1 bis 3 unbe-

rührt.

(5) Die Bestimmungen des Umweltinformationsgesetzes

bleiben unberührt.

§ 5

 

Ordnungswidrigkeiten

 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 61 Abs. 1 Nr. 5 des

Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes handelt, wer vor-

sätzlich oder fahrlässig entgegen § 2 Abs. 1 Satz 1 in Ver-

bindung mit Abs. 4 oder 5 PCB nicht, nicht richtig, nicht

vollständig oder nicht rechtzeitig beseitigt.

(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 61 Abs. 2 Nr. 10 des

Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes handelt, wer vor-

sätzlich oder fahrlässig entgegen § 4 Abs. 1 Satz 1 ein Re-

gister nicht, nicht richtig oder nicht vollständig führt.

 

Artikel 2

Änderung der Chemikalien-Verbotsverordnung

 

Die Chemikalien-Verbotsverordnung in der Fassung der

Bekanntmachung vom 19. Juli 1996 (BGBl. I S. 1151), zu-

letzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 22. De-

zember 1998 (BGBl. I S. 3956), wird wie folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) Die Angaben zu Abschnitt 13 des Anhangs werden

wie folgt gefasst:

„Abschnitt 13 Polychlorierte Biphenyle und Ter-

phenyle sowie Monomethyltetra-

chlordiphenylmethan, Monomethyl-

dichlordiphenylmethan und Mono-

methyldibromdiphenylmethan“

b) Die Angabe „Abschnitt 19 Monomethyltetrachlor-

diphenylmethan, Mo-

nomethyldichlordiphe-

nylmethan und Mono-

methyldibromdiphenyl-

methan“

wird durch die Angabe „Abschnitt 19 (aufgehoben)“

ersetzt.
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2. § 3 wird wie folgt geändert:

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

„Für die Abgabe portionsweise verpackter Zuberei-

tungen, die nicht mehr als 15 Gramm Phosphorwas-

serstoff entwickeln und zur Schädlingsbekämpfung

im Freien verwendet werden an private Endverbrau-

cher gilt

1. Satz 1 Nr. 4 nicht,

2. Satz 1 Nr. 1 bis 3 und 5 jedoch auch dann, wenn

diese Zubereitungen nicht mit einem der in Satz 1

genannten Gefahrensymbole und R-Sätze zu

kennzeichnen sind.“

b) In Absatz 4 Satz 3 werden in Nummer 1 die Wörter

„die mit dem Gefahrensymbol C (ätzend) zu kenn-

zeichnenden Reinigungsmittel und sonstige Stoffe

und Zubereitungen“ durch die Wörter „Reinigungs-

mittel und sonstige Stoffe und Zubereitungen, die

nach der Gefahrstoffverordnung mit dem Gefahren-

symbol C (ätzend) zu kennzeichnen sind,“ ersetzt.

3. Der Anhang zu § 1 wird wie folgt geändert:

a) In Abschnitt 5 wird der Spalte 3 folgender Satz ange-

fügt:

„Das Verbot nach Spalte 2 Nr. 2 Satz 2 gilt nicht für

die Abgabe von Duft- oder Farbstoffen zur berufsmä-

ßigen Herstellung von Lampenölen.“

a1) In Abschnitt 11 wird Spalte 3 wie folgt gefasst:

„Das Verbot nach Spalte 2 Nr. 1 gilt nicht für das In-

verkehrbringen von Antifoulingfarben, deren zinnor-

ganischer Anteil chemisch gebunden ist, zum Auf-

bringen auf Schiffskörper mit einer Gesamtlänge von

mehr als 25 m, die überwiegend zum Einsatz außer-

halb von Binnenwasserstraßen und Seen bestimmt

sind, wenn die Farben in Gebindegrößen von 20 und

mehr Litern zur gewerblichen Verwendung abgege-

ben werden.“

b) Abschnitt 13 wird wie folgt geändert:

aa) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Polychlorierte Biphenyle und Terphenyle sowie

Monomethyltetrachlordiphenylmethan, Mono-

methyldichlordiphenylmethan und Monomethyl-

dibromdiphenylmethan“

bb) Der Spalte 1 werden folgende Nummern 3 bis 5

angerügt:

„3. Monomethyltetrachlordiphenylmethan

(Ugilec 141) 76253-60-6

„4. Monomethyldichlordiphenylmethan

(Ugilec 121 oder 21)

„5. Monomethyldibromdiphenylmethan

(DBBT) 99688-47-8“

cc) Spalte 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Das Bundesministerium für Umwelt, Natur-

schutz und Reaktorsicherheit gibt im Einverneh-

men mit dem Bundesministerium für Arbeit und

Sozialordnung und dem Bundesministerium für

Wirtschaft und Technologie für die Stoffe, Zu-

bereitungen oder Erzeugnisse, die Stoffe nach

Spalte 1 enthalten, analytische Verfahren für

Probenahmen und Untersuchungen bekannt, die

wissenschaftlich anerkannten Prüfverfahren ent-

sprechen.“

dd) Spalte 3 Abs. 1 Nr. 2 wird wie folgt gefasst:

„2. das Inverkehrbringen von Erzeugnissen

nach Spalte 2 Nr. 3 und 4 zum Zweck der

Verwertung nach § 2 Abs. 2 der PCB/

PCT-Abfallverordnung.“

ee) In Spalte 3 wird dem Absatz 2 folgender Satz an-

gefügt:

„Die Verlängerung nach Satz 1 ist längstens bis

zum 31. Dezember 2010 zulässig.“

ff) In Spalte 3 wird dem Absatz 3 folgender Satz an-

gefügt:

„Die Verlängerung nach Satz 1 ist längstens bis

zum 31. Dezember 2010 zulässig.“

d) In Abschnitt 17 wird Absatz 7 in Spalte 3 gestrichen.

e) Nach der Angabe „Abschnitt 19“ werden die Über-

schrift und der Text zu den Spalten 1 und 2 durch die

Angabe „aufgehoben“ ersetzt.

 

Artikel 3

Änderung der Gefahrstoffverordnung

 

Die Gefahrstoffverordnung vom 26. Oktober 1993

(BGB1. I S. 1782, 2049), zuletzt geändert durch Vierte

Verordnung zur Änderung der Gefahrstoffverordnung vom

18. Oktober 1999 (BGB1. I S. 2059), wird wie folgt geän-

dert:

1. Im Inhaltsverzeichnis werden die Angaben zu Anhang

IV wie folgt geändert:

a) Die Angabe „Nr. 14 Polychlorierte Biphenyle, poly-

chlorierte Terphenyle“ wird durch die Angabe „Poly-

chlorierte Biphenyle und Terphenyle sowie Monome-

thyltetrachlordiphenylmethan, Monomethyldichlor-

diphenylmethan und Monomethyldibromdiphenyl-

methan“ ersetzt.

b) Die Angabe „Nr. 18 Monomethyltetrachlordiphenyl-

methan, Monomethyldichlordiphenylmethan, Mono-

methyldibromdiphenylmethan“ wird durch die An-

gabe „Nr. 18 (aufgehoben)“ ersetzt.

2. § 15 wird wie folgt geändert:

Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a) Nummer 14 wird wie folgt gefasst:

„Polychlorierte Biphenyle und Terphenyle sowie

Monomethyltetrachlordiphenylmethan, Monome-

thyldichlordiphenylmethan und Monomethyldibrom-

diphenylmethan,“

b) Die Angabe „Nr. 18 Monomethyltetrachlordiphenyl-

methan, Monomethyldichlordiphenylmethan, Mono-
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methyldibromdiphenylmethan“ wird durch die An-

gabe „Nr. 18 (aufgehoben)“ ersetzt.

2a. In § 36 Abs. 6 Nr. 7 Satz 4 werden die Wörter „und re-

produktionstoxischen“ gestrichen.

3. § 43 wird wie folgt geändert:

0a) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3a eingefügt:

„(3a) Abweichend von Anhang IV Nr. 13.1 Abs. 2

dürfen die dort genannten Erzeugnisse, die bis zum

l. April 1992 in den Verkehr gebracht worden sind,

weiter verwendet werden.“

a) In Absatz 4 wird der Text durch die Angabe „aufge-

hoben“ ersetzt.

b) Dem Absatz 5 wird folgender Satz angefügt:

„Die Verlängerung nach Satz 1 ist längstens bis zum

31. Dezember 2010 zulässig.“

c) Dem Absatz 6 werden folgende Sätze angefügt:

„Die Verlängerung nach Satz 1 ist längstens bis zum

31. Dezember 2010 zulässig. Geräte nach Satz l, die

mehr als 5 Liter PCB-haltiger Flüssigkeit enthalten,

sind durch ein leicht erkennbares schwarz umrande-

tes Warnschild mit schwarzer Aufschrift „PCB“ auf

gelbem oder weißem Grund zu kennzeichnen, das

mindestens die Abmessung 148 

 

×

 

 297 mm haben

soll. Die Buchstaben sollen eine Höhe von 80 mm

und eine Breite von 15 mm aufweisen. Bilden meh-

rere Geräte auf Grund ihres engen räumlichen Zu-

sammenhangs eine Gruppe mit einem Gesamtinhalt

von mehr als 5 Litern PCB-haltiger Flüssigkeit, gilt

Satz 3 entsprechend. Sind PCB-haltige Geräte in ei-

nem besonderen Betriebsraum untergebracht, ist auch

dieser an den Zugängen nach Satz 3 gesondert zu

kennzeichnen.“

4. § 54 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„Anhang IV Nummer 14 Abs. 1 Nr. 7 und 8 und

Abs. 4 gilt nicht für Erzeugnisse, in denen PCB-haltige

Bauteile eingebaut sind,

l. bis zur Außerbetriebnahme des Erzeugnisses, spätes-

tens jedoch bis 31. Dezember 2010, sofern das Bau-

teil mehr als 100 ml, jedoch nicht mehr als 1 Liter

PCB-haltiger Flüssigkeit enthält,

2. bis zur Außerbetriebnahme des Erzeugnisses, sofern

das Bauteil bis zu 100 ml PCB-haltiger Flüssigkeit

enthält,

und das Erzeugnis bereits am 29. Juli 1989 in Betrieb

war.“

5. Anhang IV wird wie folgt geändert:

a) Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

aa) Die Angaben zu Nummer 14 werden wie folgt

gefasst:

„Polychlorierte Biphenyle und Terphenyle sowie

Monomethyltetrachlordiphenylmethan, Mono-

methyldichlordiphenylmethan und Monomethyl-

dibromdiphenylmethan“.

bb) Die Angabe „Nr. 18 Monomethyltetrachlordi-

phenylmethan, Monomethyldichlordiphenylme-

than, Monomethyldibromdiphenylmethan“ wird

durch die Angabe „Nr. 18 (aufgehoben)“ ersetzt.

a1) Nummer 5 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Abweichend von Absatz 1 dürfen Antifou-

lingfarben, deren zinnorganischer Anteil chemisch

gebunden ist, zum Aufbringen auf Schiffskörper mit

einer Gesamtlänge von mehr als 25 m, die überwie-

gend zum Einsatz außerhalb von Binnenwasserstra-

ßen und Seen bestimmt sind, verwendet werden,

wenn die Farben in Gebindegrößen von 20 und mehr

Litern zur gewerblichen Verwendung abgegeben

werden.“

b) Nummer 12 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

In Satz 3 werden die Wörter „und die Verwendung

zur ordnungsgemäßen Abfallentsorgung“ gestrichen.

c) Nummer 14 wird wie folgt geändert:

aa) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Polychlorierte Biphenyle und Terphenyle sowie

Monomethyltetrachlordiphenylmethan, Mono-

methyldichlordiphenylmethan und Monomethyl-

dibromdiphenylmethan“.

bb) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Folgende Stoffe, Zubereitungen und Er-

zeugnisse dürfen nicht hergestellt oder verwen-

det werden:

1. trichlorierte oder höherchlorierte Biphenyle

(PCB),

2. polychlorierte Terphenyle (PCT),

3. Monomethyltetrachlordiphenylmethan,

4. Monomethyldichlordiphenylmethan,

5. Monomethyldibromdiphenylmethan,

6. Zubereitungen mit insgesamt mehr als 50 mg/

kg der Stoffe nach Nummer 1 bis 5,

7. Erzeugnisse, die Stoffe nach Nummer 1 bis 5

oder Zubereitungen nach Nummer 6 enthal-

ten,

8. Zubereitungen und Erzeugnisse, bei denen

der Verdacht besteht, dass sie unter Nummer

6 und 7 fallen, solange, bis das Gegenteil be-

wiesen ist.“

cc) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aaa) Nummer 4 wird wie folgt neu gefasst:

„4. die Verwendung von Erzeugnissen

nach Absatz 1 Nr. 7 und 8 zum Zwe-

cke der Verwertung nach § 2 Abs. 2

der PCB/PCT-Abfallverordnung,“.

aaa1) In Nummer 6 ist das Wort „einmalige“ zu

streichen.
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bbb) In Nummer 6 Buchstabe b wird die Angabe

„Absatz 1 Nr. 3“ jeweils durch die Angabe

„Absatz 1 Nr. 6“ ersetzt.

dd) In Absatz 3 Satz 1 Nr. 1 und in Satz 6 wird die

Angabe „Absatz 1 Nr. 3“ jeweils durch die An-

gabe „Absatz 1 Nr. 6“ ersetzt.

ee) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz angefügt:

„(4) Stoffe im Sinne von Absatz 1 Nr. 1 bis 5,

Zubereitungen im Sinne von Absatz 1 Nr. 6 oder

8 sowie Bauteile in Erzeugnissen im Sinne von

Absatz 1 Nr. 7 oder 8, die PCB als Dielektrikum

enthalten, sind zu entfernen und nach der PCB/

PCT-Abfallverordnung zu beseitigen.“

d) Nach der Angabe „Anhang IV Nr. 18“ werden die

Überschrift und die Absätze 1 und 2 durch die An-

gabe „(aufgehoben)“ ersetzt.

 

Artikel 4

Inkrafttreten

 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in

Kraft.

Der Bundesrat hat zugestimmt.

Berlin, den …

 

Der Bundeskanzler

Der Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung
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Begründung

 

A. Allgemeiner Teil

 

Die vorliegende Verordnung soll zusammen mit Änderun-

gen in der Chemikalien-Verbotsverordnung (Artikel 2) und

der Gefahrstoffverordnung (Artikel 3) die Richtlinie 96/59/

EG des Rates vom 16. September 1996 über die Beseitigung

polychlorierter Biphenyle und polychlorierter Terphenyle

(PCB/PCT) vollständig umsetzen. Notwendige Änderungen

der Chemikalien-Verbots- und der Gefahrstoffverordnung,

die die redaktionelle Anpassung an die Terminologie des

neuen Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes vornehmen

und damit gleichzeitig klarstellen, dass von der generellen

Abfallausnahme sowohl das Inverkehrbringen als auch der

Umgang mit bestimmten gefährlichen Stoffen, Zubereitun-

gen und Erzeugnissen zum Zwecke der Abfallbeseitigung

oder -verwertung erfasst werden soll, sind in einem weite-

ren Gesetzgebungsverfahren vorgesehen.

 

I. Ausgangslage

 

Polychlorierte Biphenyle und polychlorierte Terphenyle

sind Bezeichnungen für eine Stoffgruppe von schwer ab-

baubaren chlorierten aromatischen Verbindungen. Diese

Stoffe reichern sich in der Nahrungskette an und können zu

erheblichen Gesundheits- und Umweltschäden führen. Auf-

grund ihrer günstigen Elektroisolier- und Kühl- sowie

ungünstigen Brandeigenschaften wurden die Stoffe haupt-

sächlich als Transformatoröle (Askarele) und Hydraulik-

flüssigkeiten im Bergbau verwendet. Die in der Verordnung

erfassten Diphenyle fanden ebenfalls als Hydraulikflüssig-

keiten im Bergbau Verwendung. Im Brandfall können aus

polychlorierten Biphenylen und polychlorierten Terpheny-

len toxische chlorierte Dibenzofurane entstehen. In der

Bundesrepublik Deutschland werden diese Stoffe seit 1983

nicht mehr produziert.

Bei der Umrüstung oder Außerbetriebnahme von Geräten

und Maschinen, die polychlorierte Biphenyle und polychlo-

rierte Terphenyle enthalten, sind strenge Entsorgungs-

vorschriften zu beachten. Neben den Vorschriften des

Chemikalien- sowie des Gefahrstoffrechts sind die abfall-

rechtlichen Vorgaben, insbesondere die der TA Abfall,

Teil 1 sowie die von der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall

zur PCB-Entsorgung erarbeiteten Merkblätter zu beachten.

Hauptziel dieser Vorschriften ist die Erfassung und Beseiti-

gung von PCB und PCB-haltigen Abfällen bis zum Jahr

2000. In Deutschland wurde daraufhin in einer Bund-Län-

der-Arbeitsgruppe ein „Entsorgungsplan für PCB, PCT“ er-

arbeitet, der von den Ländern umgesetzt werden muss. Der

Plan geht davon aus, dass ausreichend Entsorgungskapazi-

täten vorhanden sind, um das Beseitigungsziel zu erreichen.

Für die Stoffgruppe der halogenierten Monomethyldiphe-

nylmethane, die in einer Übergangsphase als Ersatzstoffe

der PCB eingesetzt worden sind, gelten die gleichen Anfor-

derungen.

 

II. Europäische Vorgaben für die PCB-
Entsorgung

 

i. Maßnahmenbeschluss der 3. Internationalen

Nordseeschutzkonferenz

 

Auf internationaler Ebene haben die Minister der Nordsee-

anrainerländer bei der 3. Internationalen Nordseeschutzkon-

ferenz (INK) im März 1990 Maßnahmen beschlossen, um

zu verhindern, dass PCB und gefährliche PCB-Ersatzstoffe

in die Meeresumwelt gelangen, und zu diesem Zweck bis

1995, spätestens jedoch bis Ende 1999, Maßnahmen zur

möglichst baldigen schrittweisen Einstellung der Verwen-

dung und zur umweltverträglichen Vernichtung aller identi-

fizierbaren PCB zu ergreifen, deren Ziel die völlige Ver-

nichtung ist und die sich auch auf die vorläufige

Möglichkeit einer sicheren unterirdischen Ablagerung von

Kondensatoren und leeren Transformatoren in tiefen trocke-

nen Felsformationen erstrecken, wobei sicherzustellen ist,

dass der Zeitraum zwischen der Außerdienststellung und

der Vernichtung möglichst kurz ist.

 

ii. Richtlinie 96/59/EG des Rates über die

Beseitigung polychlorierter Biphenyle und

polychlorierte Terphenyle

 

Seitens der Europäischen Gemeinschaft wurde mit der

Richtlinie des Rates über die Beseitigung polychlorierter

Biphenyle und Terphenyle (PCB, PCT) 76/403/EWG vom

6. April 1976 (ABl. Nr. L 108/41) die Beseitigung von Ge-

genständen und Geräten, die PCB enthalten, geregelt. Als

Folge der Verbesserung der technischen Methoden wurde

von der Kommission am 17. Oktober 1988 der Vorschlag

für eine neue Richtlinie über die Beseitigung polychlorierter

Biphenyle und Terphenyle vorgelegt, mit der die Richtlinie

76/403/EWG ersetzt werden sollte. Die Richtlinie ist vom

Rat auf der Rechtsgrundlage Artikel 130s Abs. 1 EGV am

16. September 1996 beschlossen worden (Richtlinie 96/59/

EG des Rates über die Beseitigung polychlorierter Bi-

phenyle und polychlorierter Terphenyle – ABl. EG vom

24. September 1996 Nr. L 243/31).

Die Richtlinie dient der Angleichung der Rechtsvorschrif-

ten der Mitgliedstaaten über die kontrollierte Beseitigung

der PCB, die Dekontaminierung oder Beseitigung PCB-hal-

tiger Geräte und/oder die Beseitigung von PCB-Abfall und

zielt auf ihre vollständige Beseitigung ab. Hierzu werden

PCB, PCB-haltige Geräte und PCB-Abfall definiert, die der

Dekontaminierung oder Beseitigung vorausgehenden

Schritte bestimmt, die Mindestanforderungen an die Dekon-

taminierung und Beseitigung selbst vorgegeben sowie fest-

gelegt, wer unter welchen Voraussetzungen mit diesen Stof-

fen umgehen darf.

Die wesentlichen Inhalte der Richtlinie sind im Einzelnen:

1. Im Sinne der Richtlinie bezeichnet der Ausdruck „PCB“

 

●

 

polychlorierte Biphenyle,

 

●

 

polychlorierte Terphenyle,
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●

 

Monomethyltetrachlordiphenylmethan, Monome-

thyldichlordiphenylmethan, Monomethyldibromdip-

henylmethan,

 

●

 

jedes Gemisch mit einem Summengehalt von mehr

als 0,005 Gewichtsprozent der vorgenannten Stoffe.

PCB-haltige Geräte sind danach Produkte, die PCB ent-

halten. Erst wenn sie – ggf. nach einer Dekontamination

– einer Beseitigung zugeführt werden, werden sie zu

PCB-Abfall im Sinn der Richtlinie.

2. Es sind die erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um so

bald wie möglich, spätestens aber bis zum Jahresende

2010, für die Beseitigung von PCB und PCB-Abfall so-

wie für die Dekontaminierung oder Beseitigung der im

Bestand erfassten PCB-haltigen Geräte zu sorgen.

3. Hierzu wird eine Bestandsaufnahme von Geräten, die

mehr als 5 Liter PCB enthalten, gefordert. Eine Be-

standsaufnahme kann entfallen, falls ein Mitgliedstaat

bereits eine ähnliche Bestandsaufnahme durchgeführt

hat.

4. Die Richtlinie enthält materielle Vorgaben an die ge-

meinwohl verträgliche Abfallbeseitigung sowie an die

Dekontaminierung und Kennzeichnung von PCB-halti-

gen Geräten.

5. Unternehmen, die mit PCB, PCB-haltigen Geräten oder

PCB-Abfall umgehen, bedürfen hierzu einer besonderen

Genehmigung.

6. Für die Beseitigung sind nur bestimmte Verfahren nach

Anhang II A der Abfallrahmenrichtlinie 75/442/EWG

zulässig; die Verbrennung von PCB und PCB-Abfällen

auf Schiffen auf hoher See ist verboten.

7. Es sollen ein Beseitigungsplan für die im Bestand erfass-

ten PCB-haltigen Geräte sowie eine Entsorgungskonzep-

tion für die sonstigen PCB-haltigen Geräte erstellt wer-

den.

Deutschland, Belgien, Dänemark, die Niederlande und

Großbritannien als Nordseeanrainerländer sowie Österreich.

Finnland, Luxemburg und Schweden haben eine Protokoll-

erklärung zu der Richtlinie 96/59/EG abgegeben, in der sie

sich verpflichten, sobald wie möglich, spätestens zum l. Ja-

nuar 2000, PCB und gebrauchte PCB zu beseitigen und Er-

zeugnisse. die PCB enthalten, zu dekontaminieren oder zu

beseitigen.

Die Richtlinie 96/59/EG hätte spätestens zum 16. März

1998 in deutsches Recht umgesetzt werden müssen.

 

III. Nationale Vorgaben zur PCB-Entsorgung

 

i. Abfallrechtliche Vorgaben

 

Das Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz enthält in den

§§ 6, 7, 12 und 48 die grundlegenden Ermächtigungen, für

einzelne Abfallarten Vorgaben zur ordnungsgemäßen und

schadlosen sowie umweltverträglichen Verwertung sowie

zur Beseitigung unter Wahrung des Wohls der Allgemein-

heit festzulegen.

Nach § 57 KrW-/AbfG kann die Bundesregierung zur Um-

setzung von Rechtsakten der Europäischen Gemeinschaften

Rechtsverordnungen zur Sicherstellung der ordnungsgemä-

ßen und schadlosen Verwertung sowie umweltverträglichen

Beseitigung erlassen. In den Rechtsverordnungen kann auch

geregelt werden, wie die Bevölkerung zu unterrichten ist.

 

ii. Chemikalien- und gefahrstoffrechtliche Vorgaben

 

Im Bundes-lmmissionsschutzgesetz und der auf dieser

Grundlage erlassenen 4. und 17. Verordnung zur Durchfüh-

rung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes sind die Anfor-

derungen der Richtlinie 96/59/EG an die Genehmigung zum

Dekontaminieren und Beseitigen (außer Ablagerung) be-

reits umgesetzt. Zusätzlich zu diesen Anforderungen sind

Vorgaben im Chemikalienrecht für die Umsetzung der

Richtlinie 96/59/EG erforderlich.

Im Chemikaliengesetz (ChemG) und der auf dieser Grund-

lage erlassenen Chemikalien-Verbotsverordnung (Chem-

VerbotsV) und Gefahrstoffverordnung (GefStoffV) sind mit

Ausnahme der Kennzeichnungspflicht für bestimmte Trans-

formatoren die Anforderungen der Richtlinie 96/59/EG be-

reits umgesetzt, die die von der Richtlinie 96/59/EG erfass-

ten PCB und PCB-haltigen Geräte betreffen, soweit sie

noch nicht Abfälle im Sinne des Kreislaufwirtschafts- und

Abfallgesetzes sind.

Anstatt der Begriffe „Gemische“ und „Geräte“ der Richt-

linie 96/59/EG werden in den beiden Verordnungen die ana-

logen Begriffe „Zubereitungen“ und „Erzeugnisse“ des

Chemikaliengesetzes verwendet.

Die Chemikalien-Verbotsverordnung und die Gefahrstoff-

verordnung bestimmen, wann die in der Richtlinie 96/59/

EG genannten Stoffe, Zubereitungen und Erzeugnisse hin-

sichtlich des Inverkehrbringens und Verwendens verboten

sind und damit zu Abfällen werden.

Die Anforderung der Richtlinie 96/59/EG, dass Transfor-

matoren, die dekontaminiert wurden und anschließend wei-

ter verwendet werden, in bestimmter Weise zu kennzeich-

nen sind, wird in der 4. Verordnung zur Änderung der

Gefahrstoffverordnung im Wege eines gleitenden Verweises

auf die Vorschriften der Richtlinie 96/59/EG umgesetzt.

 

iii. Sonstige Vorgaben

 

Nach dem Gesetz zu dem Protokoll vom 7. November 1996

zum Übereinkommen über die Verhütung der Meeresver-

schmutzung durch das Einbringen von Abfällen und ande-

ren Stoffen von 1972 in der Fassung der Bekanntmachung

vom 9. Juli 1998 (BGB1. II Nr. 25 S. 1346) wird die Ver-

brennung von Abfällen oder sonstigen Stoffen auf hoher

See verboten. Insoweit wird Artikel 7 der Richtlinie 96/59/

EG umgesetzt.

 

IV. Ziele und Konzeption der PCB/PCT-Abfall-
verordnung

 

Ziel der vorliegenden PCB/PCT-Abfallverordnung ist es,

die europäischen Vorgaben der PCB-Richtlinie unter Be-

rücksichtigung der politischen Erklärungen, die Deutsch-

land zur PCB/PCT-Beseitigung abgegeben hat, im abfall-

rechtlichen Teil umzusetzen und zugleich die chemikalien-

sowie die gefahrstoffrechtlichen Regelungen zu PCB/PCT

entsorgungsseitig zu flankieren. Die Verordnung greift

hierzu alle Anforderungen der Richtlinie 96/59/EG auf, die
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Abfälle betreffen und nicht bereits anderweitig, u. a. über

das Gesetz über das Verbot der Einbringung von Abfällen

und anderen Stoffen und Gegenständen in die hohe See, ge-

regelt sind oder geregelt werden und die aufgrund der in

Deutschland bestehenden Situation durch Vorgaben des

Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes umgesetzt werden

können. Die Bundesregierung bedient sich dabei der Ver-

ordnungsermächtigungen der §§ 6 Abs. l, 7 Abs. l, 12

Abs. l, 48 und 57 KrW-/AbfG.

Entsprechend den Vorgaben der PCB-Richtlinie werden

über den Anwendungsbereich die beweglichen Sachen be-

stimmt, für die die Verordnung Anforderungen enthält. Im

Hinblick auf die enge Verzahnung der abfallrechtlichen Vor-

schriften mit den chemikalien- und gefahrstoffrechtlichen

Vorschriften werden die dortigen Begriffe übernommen.

Mit Blick auf die entsprechenden EG-rechtlichen Beseiti-

gungsanforderungen werden diesbezüglich Sachen erfasst,

die mehr als 50 mg/kg PCB enthalten. Hierfür werden über

die Verordnung spezifische Anforderungen an die Entsor-

gung formuliert.

Weiter werden in der Verordnung die EG-rechtlichen Mög-

lichkeiten zur Dekontaminierung und Entsorgung von

Transformatoren aufgegriffen sowie die Pflichten zur Besei-

tigung sonstiger PCB-haltiger Abfälle festgelegt. Aufgrund

der chemikalien- und gefahrstoffrechtlichen Verwendungs-

verbote nach dem 1. Januar 2000 für PCB sowie PCB-hal-

tige Erzeugnisse und Zubereitungen und dem Gebot aus der

vorliegenden Verordnung, PCB unverzüglich zu beseitigen,

wird das politische Ziel aus der 3. INK, PCB schnellstmög-

lich aus dem Ökokreislauf herauszunehmen, durchgesetzt,

unbeschadet der gesetzlichen Anforderungen der §§ 10, 11

und 31 KrW-/AbfG.

Bezüglich der EG-rechtlich geforderten besonderen Nach-

weis- und Mitteilungspflichten von Erzeugern oder Besit-

zern von PCB-Abfällen und von Betreibern von PCB-

Abfallentsorgungsanlagen werden die Vorgaben des Kreis-

laufwirtschafts- und Abfallgesetzes sowie der Nachweisver-

ordnung aufgegriffen und konkretisiert. Unbeschadet sind

die Anforderungen der §§ 40 bis 48 KrW-/AbfG zur Nach-

weis- und Registerführung zu beachten. Die Anforderung,

dass das Register von den örtlichen Behörden und von der

Öffentlichkeit eingesehen werden kann, setzt die Verord-

nung auf der Grundlage von § 57 KrW-/AbfG um.

 

V. Kosten und Preiswirkungen

 

Hinsichtlich der Kosten und Preiswirkungen der Verord-

nung ist zunächst auf die zum Kreislaufwirtschafts- und Ab-

fallgesetz getroffenen Aussagen zu verweisen. Die Verord-

nung setzt im Wesentlichen lediglich für eine bestimmte

Gruppe von Abfallarten die im Kreislaufwirtschafts- und

Abfallgesetz festgelegten Anforderungen an die Kreislauf-

wirtschaft und an die gemeinwohlverträgliche Abfallbeseiti-

gung um. Die von der Verordnung erfasste Gruppe von Ab-

fallarten wird seit Jahren mit bewährten Verfahren, die dem

Stand der Technik entsprechen, verwertet oder beseitigt. Die

Verordnung verlangt keine über die gängige Praxis hinaus-

gehenden Verfahren. Soweit mit der Verordnung nur be-

stimmte Beseitigungsverfahren zugelassen werden, trägt

diese Einschränkung der Entsorgungsverfahren dem Stand

der Technik und der gängigen Beseitigungspraxis für PCB

Rechnung. Soweit sie bestimmte Überwachungsmaßnah-

men verlangt, greift sie die über die Nachweisverordnung

bereits vorgegebenen Maßnahmen auf. Hinsichtlich der

diesbezüglichen Kosten- und Preiswirkungen ist daher auf

die zur Nachweisverordnung getroffenen Aussagen zu ver-

weisen. Auch die Vorgabe, wonach die PCB unverzüglich

zu beseitigen sind, soweit eine stoffliche Verwertung nicht

möglich oder nicht zulässig ist, greift nur die entsprechen-

den Vorgaben der gültigen Chemikalien-Verbotsverordnung

und der Gefahrstoffverordnung hinsichtlich der dort gere-

gelten Verwendungsverbote auf und übernimmt sie für die

abfallrechtlichen Anforderungen, ohne dass sich daraus

neue zusätzliche kostenwirksame Konsequenzen ergeben.

Zu den Kosten und Preiswirkungen gilt im Einzelnen:

 

i. Kosten

 

Die Durchführung der PCB/PCT-Abfallverordnung wird

beim Bund keine zusätzlichen Kosten verursachen. Den

Ländern und Gemeinden entstehen ebenfalls keine zusätzli-

chen Kosten.

Die Vorgabe, wonach alle PCB unverzüglich zu beseitigen

sind, sofern eine stoffliche Verwertung nicht möglich ist, er-

gibt sich bereits aus den anderen rechtlichen Vorgaben des

Chemikalien- und Gefahrstoffrechts. Insbesondere die Vor-

gaben an eine vorgeschaltete Behandlung/Dekontaminie-

rung von Transformatoren oder sonstigen Behältnissen

greift nur die Regelungen verordnungsseitig auf, die von

den Ländern für ihren Vollzug auf Fachebene erarbeitet

worden und seit Jahren etablierte Praxis sind.

Nach den Bestimmungen des Kreislaufwirtschafts- und Ab-

fallgesetzes sowie der TA Abfall, Teil 1, ist es mit Blick auf

das Verhindern einer Schadstoffanreicherung im Wirt-

schaftskreislauf geboten, Abfälle mit unterschiedlichem Ge-

fährdungspotential getrennt zu fassen, getrennt zu halten

und getrennt zu entsorgen. Die diesbezüglichen Anforde-

rungen der Verordnung konkretisieren mithin nur die all-

gemeinen gesetzlichen Vorgaben an eine ordnungsgemäße

und schadlose Verwertung bzw. umweltverträgliche Besei-

tigung. Sie werden zur Folge haben, dass die hier ange-

sprochenen Abfälle nicht mehr insgesamt als besonders

überwachungsbedürftiger Abfall – wegen potentiell schad-

stoffhaltiger Inhaltsstoffe – sondern in Teilen als über-

wachungsbedürftiger bzw. nicht überwachungsbedürftiger

Abfall entsorgt werden können. Eventuell zusätzliche Be-

handlungskosten werden durch eingesparte Entsorgungs-

kosten kompensiert werden.

Gegenüber den Anforderungen der Nachweisverordnung

werden keine zusätzlichen Überwachungsmaßnahmen ver-

langt, sondern ausschließlich bestimmte Vorgaben für die

Dokumentenführung gemacht, die den eindeutigen Nach-

weis der Entsorgung von PCB erleichtern helfen. Den be-

troffenen Wirtschaftsunternehmen können durch organisa-

torische Maßnahmen für die Einsichtnahme örtlicher

Behörden und der Öffentlichkeit in das Nachweisbuch ge-

ringfügige Kosten entstehen.

Dem Bund, den Ländern und Gemeinden entstehen auch

keine zusätzlichen Verwaltungskosten, da durch die verord-
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nungsrechtlichen Vorgaben keine zusätzlichen verwaltungs-

internen Maßnahmen vorgegeben werden.

Eine Steigerung des Gebührenniveaus ist nicht zu erwarten,

insbesondere nicht, soweit die Entsorgung durch kommu-

nale Gebietskörperschaften erfolgt. Die Entsorgung der im

industriellen Bereich anfallenden PCB-Abfälle erfolgt i.d.R.

nicht über die Gebietskörperschaften; sonstige Maßnahmen

zur Abtrennung von PCB-haltigen Stoffen aus Siedlungsab-

fällen werden unter Berücksichtigung der sich ergebenden

Kosteneinsparungen bei der weiteren Entsorgung kosten-

neutral durchgeführt werden können.

Den Wirtschaftsunternehmen entstehen geringfügige Kos-

ten durch Maßnahmen der Entfernung, Getrennthaltung und

getrennten Beseitigung. Die Kosten werden durch entspre-

chende Kosteneinsparungen aufgefangen, die sich daraus

ergeben, dass die sich bei einer Getrennthaltung und ge-

trennten Beseitigung insgesamt ergebenden Entsorgungs-

kosten reduzieren lassen.

 

II. Preiswirkungen

 

Aufgrund der Durchführung dieser Verordnung sind keine

Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbe-

sondere auf das Verbraucherpreisniveau, zu erwarten.

 

B. Besonderer Teil

 

Zu den einzelnen Vorschriften

 

Zu Artikel 1

 

Verordnung über die Entsorgung poly-
chlorierter Biphenyle, polychlorierter
Terphenyle und halogenierter Mono-
methyldiphenylmethane (PCB/PCT-
Abfallverordnung – PCBAbfallV)

 

I. Zu § 1 

 

(Anwendungsbereich)

Der Anwendungsbereich ist so gewählt, dass die Ver-

ordnung zusammen mit anderen Rechtsvorschriften, ins-

besondere mit der Gefahrstoffverordnung und der Che-

mikalien-Verbotsverordnung, die Richtlinie 96/95/EG

vollständig umsetzt.

Absatz 1 regelt den sachlichen Anwendungsbereich der

Verordnung, indem er klarstellt, dass die Verordnung nur für

PCB gilt, soweit es sich um Abfälle im Sinn von § 3 Abs. 1

KrW-/AbfG handelt.

Absatz 2 legt fest, für welche Abfälle nach § 3 Abs. 1

KrW-/AbfG die Verordnung anzuwenden ist:

Über Nr. 1 werden die „Reinstoffe“ polychlorierte Biphe-

nyle, polychlorierte Terphenyle und die Substitute haloge-

nierte Monomethyldiphenylmethane erfasst, unabhängig

von ihrer Konzentration.

Über Nr. 2 werden Zubereitungen erfasst, die die vorge-

nannten Reinstoffe zu mehr als 50 mg/kg enthalten oder ent-

halten können.

Über Nr. 3 werden Erzeugnisse erfasst, die die vorgenann-

ten Reinstoffe zu mehr als 50 mg/kg sowie Zubereitungen

nach Nr. 2 enthalten oder enthalten können. 

Damit werden Vorgaben von Artikel 2 Buchstaben a und c

der vorgenannten Richtlinie umgesetzt.

Für die Definition der Begriffe „Stoffe“, „Zubereitungen“

und „Erzeugnisse“ gelten die Begriffsbestimmungen im

Sinne von § 3 des Chemikaliengesetzes (ChemG).

Die in Absatz 2 genannten Abfälle sind besonders überwa-

chungsbedürftig. Insbesondere können nach der Verordnung

zur Bestimmung von besonders überwachungsbedürftigen

Abfällen in der Bekanntmachung vom 10. September 1996

(BGB1. I S. 1366) je nach Einsatzbereich

 

●

 

Stoffe und Zubereitungen nach Nr. 1 und 2 den Abfall-

schlüsseln 130101, 130201, 130301,

 

●

 

Erzeugnisse nach Nr. 3 den Abfallschlüsseln 080401,

080405, 160201, 150299 D l, 170199 D l, 170299 D l,

170599 D l, 170699 D 1 

zugeordnet werden.

 

II. Zu § 2 

 

(Pflichten zur Entsorgung)

§ 2 legt fest, wie die in § 1 definierten Abfälle zu beseitigen

sind, und enthält dazu die materiellen Anforderungen an die

Beseitigung.

Absatz 1 greift das grundsätzliche Beseitigungsgebot in Ar-

tikel 3 der Richtlinie 96/59/EG unter Einbeziehung der Aus-

nahmen für Transformatoren nach Artikel 5 i.V. m. Artikel 9

auf, wonach Stoffe und Zubereitungen – innerhalb der Ge-

meinschaft spätestens bis zum Jahresende 2010 – zu beseiti-

gen und PCB-Transformatoren zu dekontaminieren und

dann weiterbetreibbar, verwertbar oder zu beseitigen sind.

Indem die Verordnung die unverzügliche Beseitigung für

die angesprochenen PCB fordert, setzt sie unter Berücksich-

tigung der Anforderungen der Gefahrstoffverordnung, die

in Anhang IV Nr. 14 Abs. 2 Nr. 4 in Verbindung mit § 15

Abs. 2 eine Ausnahme vom Verwendungsverbot für Stoffe

und Zubereitungen nur im Rahmen der gemeinwohlverträg-

lichen Abfallbeseitigung kennt, auch die sich aus dem Ver-

wendungsverbot resultierenden Entsorgungskonsequenzen

um. Die Verwendung der Stoffe und Zubereitungen im Rah-

men der ordnungsgemäßen und schadlosen Abfallverwer-

tung ist damit verboten.

Vorgaben an die Entsorgung enthält Absatz 2. Dabei wurden

unter anderem folgende Gesichtspunkte berücksichtigt:

l. Die Richtlinie 96/59/EG verlangt für bestimmte Erzeug-

nisse, dass deren Dekontaminierung für eine Wiederver-

wendung oder eine stoffliche Verwertung oder die Besei-

tigung spätestens bis Jahresende 2010 durchzuführen

sind. Ziel ist, dass bei diesen Erzeugnissen, insbesondere

bei Transformatoren, das darin enthaltene PCB zu besei-

tigen, die dekontaminierten Teile aber zu verwerten sind.

Hierzu sind die PCB-haltige Isolierflüssigkeit sowie alle

mit dieser Flüssigkeit durchtränkten Komponenten eines

Transformators auszubauen und getrennt von den Me-

tallteilen zu erfassen und einer Beseitigung zuzuführen;

die Metallteile können nach einer Dekontaminierung

dann als „Normalabfall“ verwertet werden.

2. Deutschland hat sich auf der Dritten Internationalen

Nordseeschutz-Konferenz im März 1990 verpflichtet,

Maßnahmen zu treffen, um zu verhindern, dass PCB und

gefährliche PCB-Ersatzstoffe in die Meeresumwelt ge-
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langen, und zu diesem Zweck bis 1995, spätestens je-

doch bis Ende 1999, Maßnahmen zur möglichst baldigen

schrittweisen Einstellung der Verwendung und zur um-

weltverträglichen Vernichtung aller identifizierbaren

PCB zu ergreifen, deren Ziel die völlige Vernichtung ist

und die sich auch auf die vorläufige Möglichkeit einer

sicheren unterirdischen Ablagerung von Kondensatoren

und leeren Transformatoren in tiefen trockenen Felsfor-

mationen erstrecken, wobei sicherzustellen ist, dass der

Zeitraum zwischen der Außerdienststellung und der Ver-

nichtung möglichst kurz ist.

3. Deutschland hat zusammen mit anderen Staaten zu der

Richtlinie 96/59/EG erklärt, dass es seine Verpflichtung

bekräftigt, sobald wie möglich, spätestens zum l. Januar

2000, PCB und gebrauchte PCB zu beseitigen und Er-

zeugnisse, die PCB enthalten, zu dekontaminieren oder

zu beseitigen.

4. Die Verbote des Inverkehrbringens und Verwendens

nach der Chemikalienverbotsverordnung und der Ge-

fahrstoffverordnung treten für Erzeugnisse grundsätzlich

spätestens zum 31. Dezember 1999 in Kraft, so dass die

Entsorgung der Erzeugnisse als Abfälle ab 1. Januar

2000 verlangt werden kann.

Über den Absatz 2 werden die materiellen Anforderungen

an die Beseitigung und die Verwertung konkretisiert. Die

Regelung in Absatz 2 ermöglicht eine Verwertung von Er-

zeugnissen, wenn die ursprüngliche Belastung mit Stoffen

nach § 1 Abs. 2 Nr. 1 und Zubereitungen nach § 1 Abs. 2

Nr. 2 durch eine vorangehende Behandlung vollständig

entfernt oder zerstört werden kann. So muss z. B. beim

Kabelrecycling das Kabelmaterial mit einem PCB-Gehalt

> 50 mg/kg in der Kabelummantelung so zerlegt werden,

dass die Kabelummantelung abgetrennt und beseitigt wird.

Da nach den EG-rechtlichen Vorgaben abweichend vom

grundsätzlichen Beseitigungsgebot für PCB und PCB-Ab-

fall Transformatoren und sonstige Behältnisse, wie z. B.

Messwandler, Gleichrichter und Ausgleichsbehälter, die den

Abfallbegriff im Sinne von § 3 Abs. 1 KrW-/AbfG erfüllen,

nicht unmittelbar beseitigt werden müssen, sondern auch

dekontaminiert werden können mit dem Ziel, das enthaltene

PCB zu beseitigen, die dekontaminierten Teile aber zu ver-

werten, schreibt die Verordnung diesbezüglich den Stand

der Technik fest. Sinn und Zweck der Anforderungen im

Abs. 2 ist es, die PCB-haltige Isolierflüssigkeit sowie alle

mit dieser Flüssigkeit durchtränkten Komponenten des

Transformators auszubauen und getrennt von den Metall-

teilen zu erfassen und einer Beseitigung zuzuführen, die

Metallteile soweit zu dekontaminieren, dass mit Sicherheit

dauerhaft 50 mg/kg PCB unterschritten werden, und die

Metallteile danach einer stofflichen Verwertung zuzuführen,

soweit der Transformator nicht nach erfolgter Dekontami-

nierung weiter betrieben wird. Bei der Verwertung der

Metallteile sind außer den abfallrechtlichen Vorschriften der

§§ 4, 5 und 6 KrW-/AbfG an eine ordnungsgemäße und

schadlose Verwertung auch die Inverkehrbringensverbote

der Chemikalien-Verbotsverordnung zu beachten.

Die Regelung in Abs. 2 Nr. 2 entspricht Artikel 6 Abs. 3 der

Richtlinie 96/59/EG. Sie ist erforderlich, damit der Schad-

stoffanteil in Abfällen so minimiert wird, dass der Hauptteil

der Erzeugnisse ordnungsgemäß und schadlos verwertet

und die PCB-haltigen Komponenten ohne Beeinträchtigung

des Wohls der Allgemeinheit beseitigt werden können. Er-

fahrungsgemäß enthalten Abfälle aus dem Shreddern von

Altautos oder weißer Ware deutliche Anteile an PCB. Es ist

nach vorliegenden Studien davon auszugehen, dass diese

Anteile beispielsweise von Kleinkondensatoren, Gleichrich-

tern, Schaltanlagen und Wandlern herrühren.

Da nach den chemikalienrechtlichen Regelungen überhaupt

nur noch PCB-haltige Geräte bis längstens zum 31. Dezem-

ber 1999 – bis auf eine Ausnahme – verwendet werden kön-

nen und danach als „Zwangsabfall“ zur Beseitigung anste-

hen und der Großteil aller PCB und PCB-haltigen Geräte

bereits einer Beseitigung zugeführt worden ist, ist davon

auszugehen, dass ab dem 1. Januar 2000 die Realisierung

der unverzüglichen Beseitigung sichergestellt ist; die Be-

seitigung oder die Verwertung von Transformatoren wird

innerhalb eines kurzen Zeitraumes abgeschlossen sein.

Die Regelung in Abs. 3 betrifft Materialien aus dem Bauge-

werbe und entspricht materiell den Regelungsanforderun-

gen nach Abs. 2 Nr. 2. Insbesondere Bauschutt, Baustellen-

abfälle und Abbruchabfälle aus Sanierungen können

PCB-haltige Teilfraktionen, beispielsweise Fugendichtungs-

massen, Kabel, Fußbodenbeläge, Kitte und Klebstoffe ent-

halten. Sie sind entsprechend der vorgenannten Regelung in

Abs. 2 Nr. 2 bei der Herstellung des Abfalls zu entfernen,

getrennt zu halten und getrennt zu beseitigen, damit der

PCB-freie Abfall ordnungsgemäß und schadlos verwertet

werden kann. Die Regelung zielt darauf hin, die großen Ab-

fallmengen im Baugewerbe wirtschaftlich zumutbar zu ver-

werten und zu entsorgen.

Absatz 4 schreibt die Entsorgung von PCB in einer hierfür

genehmigten Anlage nach § 4 des Bundes-Immissions-

schutzgesetzes (BImSchG) und § 31 Abs. 2 des Kreislauf-

wirtschafts- und Abfallgesetzes (KrW-/AbfG) vor.

Absatz 5 legt entsprechend Artikel 2 Buchstabe f der Richt-

linie 96/59/EG abschließend die erlaubten Beseitigungsver-

fahren fest. Bezüglich der untertägigen Ablagerung werden

die allgemeinen Anforderungen der zweiten allgemeinen

Verwaltungsvorschrift zum Abfallgesetz (TA Abfall) Teil I

spezifiziert, indem die Nutzung nur zugelassen wird, wenn

die anderen Verfahren der Beseitigung technisch nicht mög-

lich oder wirtschaftlich nicht zumutbar sind und zuvor flüs-

siges PCB abgelassen worden ist. Unter Berücksichtigung

der Vorgaben der Richtlinie 96/59/EG sowie der Verpflich-

tung der Dritten Internationalen Nordseeschutz-Konferenz

soll dadurch sichergestellt werden, dass chemisch-physika-

lisch oder thermisch behandelbares PCB dergestalt behan-

delt wird, dass es endgültig aus dem Ökokreislauf entfernt

wird.

Absatz 6 stellt klar, dass die Altölverordnung im Übrigen

unberührt bleibt.

 

III. Zu § 3 

 

(Brand- und Explosionsschutz)

Nach § 10 Abs. 4 KrW-/AbfG sind Abfälle so zu beseitigen,

dass insbesondere die Gesundheit der Menschen nicht be-

einträchtigt wird. Eine solche Beeinträchtigung kann durch

Brände und Explosionen hervorgerufen werden, bei denen

Stoffe oder Zubereitungen nach § 1 Abs. 2 Nr. 1 und 2 frei-

gesetzt werden.
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Die §§ 17 und 24 der Gefahrstoffverordnung und einschlä-

gige Vorschriften, wie die TRGS 518, sichern, dass die Vor-

gaben im Artikel 6 Abs. 2 der Richtlinie 96/59/EG umge-

setzt werden.

 

IV. Zu § 4 

 

(Nachweis- und Mitteilungspflichten)

Absatz 1 legt entsprechend Artikel 4 Abs. 6 Satz 1 der

Richtlinie 96/59/EG die Führung eines Registers für

PCB-Beseitigungsunternehmen fest.

Absatz 2 ermöglicht es den Beseitigungsunternehmen, die

Führung eines Registers im Sinne von Absatz 1 durch das

Nachweisverfahren und die Führung von Nachweisen und

Nachweisbüchern nach der Nachweisverordnung zu erset-

zen, soweit die von der Verordnung erfassten Abfälle unter

die Nachweispflicht fallen.

Absatz 2 stellt sicher, dass die Betreiber von Beseitigungs-

unternehmen und die für die Überwachung zuständigen Be-

hörden die in Artikel 4 Abs. 6 der Richtlinie 96/59/EG ge-

forderten Angaben im Rahmen der Nachweisführung über

die durchgeführte Entsorgung nach der Nachweisverord-

nung, d. h. über die Begleit- und Übernahmescheine, erhal-

ten. Die Angaben sind in den Begleit- und Übernahmeschei-

nen nach der Nachweisverordnung im Feld „Frei für

Vermerke“ einzutragen.

Absatz 2 regelt, dass für die von der Verordnung erfassten

Abfälle ein gesonderter Nachweis zu führen ist. Darüber

ist sichergestellt, dass für die PCB im Sinne der Verord-

nung alle Nachweise konzentriert vorliegen und bspw. für

eine Auswertung oder Überwachungsmaßnahmen schnell

und klar auswertbar sind. Damit erfüllen die Betreiber von

Entsorgungsanlagen zugleich die Registerpflichten nach Ar-

tikel 4 Abs. 6 der Richtlinie 96/59/EG.

Absatz 3 stellt sicher, dass das Register nach Absatz 1 und

das Nachweisbuch nach Absatz 2 von den örtlichen Behör-

den und der Öffentlichkeit eingesehen werden kann.

Absatz 4 stellt klar, dass die Nachweisverordnung im Übri-

gen unberührt bleibt.

Absatz 3 und Absatz 5 setzen die Anforderung nach

Artikel 4 Abs. 6 Satz 3 der Richtlinie 96/59/EG um. § 57

KrW-/AbfG enthält eine entsprechende Ermächtigung.

 

V. Zu § 5 

 

(Ordnungswidrigkeiten)

§ 5 enthält die erforderlichen Ordnungswidrigkeitstatbe-

stände, um die Einhaltung derjenigen Pflichten nach der

Verordnung zu sichern, bei deren Verletzung erhebliche Be-

lange des Wohls der Allgemeinheit gefährdet werden kön-

nen.

 

Zu Artikel 2

 

Änderung der Chemikalien-Verbots-
verordnung

 

Zu Nummer 1 

 

(Inhaltsübersicht)

Redaktionelle Anpassung.

 

Zu Nummer 2 

 

(§ 3 Abs. l)

Satz 4 befreit beim Erwerb von portionsweise verpackten

Zubereitungen, die nicht mehr als 15 Gramm Phosphorwas-

serstoff entwickeln und zur Schädlingsbekämpfung im

Freien verwendet werden, den privaten Endverbraucher von

der Vorlagepflicht des Satzes 1 Nr. 4. Bei den o. g. Bega-

sungsmitteln handelt es sich nur um solche, die von der Bio-

logischen Bundesanstalt zugelassen worden sind (§ 15d

Abs. 3 der Gefahrstoffverordnung). Bislang sind keine ne-

gativen Folgen für die menschliche Gesundheit beim Um-

gang mit den o. g. Begasungsmitteln durch den privaten

Endverbraucher festgestellt worden. 

Mit Satz 5 werden diejenigen Begasungsmittel, die nicht

mehr als 15 Gramm Phosphorwasserstoff entwickeln und

zur Schädlingsbekämpfung im Freien verwendet werden,

jedoch aufgrund ihrer Zusammensetzung nicht von den

Gefährlichkeitsmerkmalen des Satzes 1 erfasst werden, den

Abgabebestimmungen des Satzes 4 gleichgestellt.

 

Zu Nummer 3 Buchstabe a 

 

(Anhang Abschnitt 5 Spalte 3)

Die Einfügung von Satz 2 dient der Klarstellung des Ge-

wollten. Das Verbot der getrennten Abgabe von Duft- oder

Farbstoffen zur Verwendung in Lampenölen (Spalte 2 Nr. 2

Satz 2) gilt insoweit nicht, als berufsmäßige Verwender

diese Duft- oder Farbstoffe zur Verwendung in Lampenölen

erwerben, etwa um die so gefärbten oder parfümierten Lam-

penöle in Gebinden von größer als 15 Liter in den Verkehr

zu bringen.

 

Zu Nummer 3 Buchstabe b 

 

(Anhang Abschnitt 13)

Die Richtlinie 96/59/EG des Rates vom 16. September 1996

über die Beseitigung polychlorierter Biphenyle und poly-

chlorierter Terphenyle (PCB/PCT) zielt auf die EG-weit

harmonisierte, kontrollierte Beseitigung von PCB und

PCB-haltigen Geräten sowie die Dekontaminierung von

PCB-haltigen Geräten ab.

Entsprechend der Definition in Artikel 2 Buchstabe a der

Richtlinie umfasst der Begriff „PCB“ nicht nur polychlo-

rierte Biphenyle und polychlorierte Terphenyle (bislang in

Abschnitt 13 aufgerührt), sondern auch die Stoffe Monome-

thyltetrachlordiphenylmethan, Monomethyldichlordiphe-

nylmethan und Monomethyldibromdiphenylmethan (bis-

lang in Abschnitt 19 geregelt) sowie alle Zubereitungen mit

insgesamt mehr als 50 mg/kg der oben genannten Stoffe.

Aus diesem Grunde sind die beiden Abschnitte in der Über-

schrift sowie in Spalte 1 zusammenzufassen.

Die aufgrund von Spalte 2 Satz 2 bekannt gegebenen Ana-

lyseverfahren (Bekanntmachung des Bundesumweltminis-

teriums vom 6. Dezember 1989, GMB1. 1989 S. 789) sind

nur für die Bestimmung von PCB und PCT geeignet. Auf-

grund der Erweiterung dieses Abschnitts sind auch standar-

disierte Analyseverfahren für die Stoffe Monomethyltetra-

chlordiphenylmethan, Monomethyldichlordiphenylmethan

und Monomethyldibromdiphenylmethan notwendig. Dem-

entsprechend ist die bereits vorgesehene Bekanntgabe von

Analyseverfahren auch auf diese Stoffe auszudehnen.

Gemäß Artikel 5 Abs. 1 der Richtlinie 96/59/EG darf der

Stoff PCB oder Zubereitungen, die den Stoff PCB enthalten,

nicht mehr verwertet oder zu diesem Zweck in den Verkehr

gebracht werden; deshalb ist die bisherige Ausnahme für die

thermische Verwertung in Spalte 3 Absatz 1 Nr. 2 aufzuhe-

ben.
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Dagegen ist das Inverkehrbringen von PCB-haltigen Trans-

formatoren zum ausschließlichen Zweck einer zulässigen

Instandhaltung, Beförderung, Neubefüllung oder Reinigung

(Dekontaminierung gemäß Anhang IV Nr. 14 Abs. 2 Nr. 6

und Abs. 3 der Gefahrstoffverordnung) weiterhin zulässig

(Absatz l Nr. l). Ob diese Arbeiten (d. h. zulässige In-

standhaltung, Beförderung, Neubefüllung oder Reinigung

einschließlich Dekontaminierung) ggf. im Rahmen einer

Beseitigungs- oder einer Verwertungsmaßnahme des Trans-

formators erfolgen, ist nach der aus dem Abfallrecht zu ent-

nehmenden Grenzziehung zwischen Abfallbeseitigung und

Abfallverwertung zu beurteilen. Die neugefasste Nummer 2

des Absatz 1 gestattet ferner das Inverkehrbringen PCB-hal-

tiger Erzeugnisse zur Verwertung nach § 2 Abs. 2 der PCB/

PCT-Abfallverordnung.

 

Zu Nummer 3 Buchstabe c 

 

(Abschnitt 15 Spalte 3 Abs. 3)

Nach bisheriger Rechtslage war eine stoffliche Verwertung

von PCP-haltigen Holzabfällen weder auf der Grundlage

des § 1 Abs. 2 Nr. 2 ChemVerbotsV noch aufgrund von

Abschnitt 15 Spalte 3 Abs. 1 ChemVerbotsV möglich. Ins-

besondere Abschnitt 15 Spalte 3 Abs. 1 ChemVerbotsV er-

laubte allein das Inverkehrbringen der genannten Erzeug-

nisse in ihrer bestimmungsgemäßen Funktion. Damit sollte

ausgeschlossen werden, dass mit einem Zerspanen von

PCP-haltigen Holzabfällen und dem anschließenden Ver-

mengen und Verdünnen die für Zubereitungen zulässige

PCP-Konzentration erreicht wird und dann auf dieser

Grundlage wieder neue Produkte hergestellt werden. Dieses

Vorgehen würde dem Gedanken der Ausschleusung von

PCP aus dem Stoffkreislauf zuwiderlaufen. 

Aus diesen Gründen soll die stoffliche Verwertung von

PCP-belasteten Holzabfällen aufgrund des neuen Absatz 3

nur zulässig sein, wenn der von einer Behandlung erfasste

Teil des Erzeugnisses zuvor abgetrennt wird und die konta-

minierten Holzspäne anschließend beseitigt oder energe-

tisch verwertet werden.

 

Zu Nummer 3 Buchstabe d 

 

(Abschnitt 17 Spalte 3 Abs. 7)

Die nach Absatz 7 notwendige behördliche Genehmigung

führt angesichts der bereits in § 1 Abs. 2 Nr. 1 ChemVer-

botsV vorgesehenen Beschränkung zu einer den Vollzug un-

nötig belastenden Reglementierung.

 

Zu Nummer 3 Buchstabe e 

 

(Abschnitt 19)

Die vormals an dieser Stelle geregelten Stoffe Monomethyl-

tetrachlordiphenylmethan, Monomethyldichlordiphenylme-

than und Monomethyldibromdiphenylmethan sind nunmehr

in Abschnitt 13 zusammengefasst.

 

Zu Artikel 3

 

Änderung der Gefahrstoffverordnung

 

Zu Nummer 1 

 

(Inhaltsverzeichnis)

Redaktionelle Folgeänderung.

 

Zu Nummer 2 

 

(§ 15 Abs. 1)

Redaktionelle Folgeänderung zur Änderung von Anhang IV

Nr. 14 und 18.

 

Zu Nummer 3 Buchstabe a, b und c 

 

(§ 43 Abs. 4 bis 6)

Die Ausnahmeregelung in § 43 Abs. 4 ist angesichts der

Neufassung des § 54 Abs. 2 gegenstandslos. Die in den Ab-

sätzen 5 und 6 vorgesehenen Ausnahmetatbestände können

in Umsetzung von Artikel 3 der Richtlinie 96/59/EG längs-

tens bis zum Jahresende 2010 zur Anwendung gelangen.

 

Zu Nummer 4 

 

(§ 54 Abs. 2)

Mit dem neuen Absatz 2 wird die erforderliche Über-

gangsvorschrift zum Verwendungsverbot für PCB-haltige

Erzeugnisse neu gefasst. Das Verwendungsverbot soll nicht

für bestimmte noch gebrauchsfertige Erzeugnisse mit

PCB-haltigen Bauteilen gelten, wobei die Regelung einen

zeitlich und mengenmäßig abgestuften Übergang vorsieht.

 

Zu Nummer 5 Buchstabe a 

 

(Anhang IV Inhaltsübersicht)

Redaktionelle Folgeänderung.

 

Zu Nummer 5 Buchstabe b 

 

(Anhang IV Nr. 12 Abs. 2)

Der neue Satz 4 entspricht der in Abschnitt 15 Spalte 2

Abs. 3 des Anhangs zu § 1 der Chemikalien-Verbotsverord-

nung eingeführten beschränkten Zulassung der Verwertung

von mit PCP belasteten Erzeugnissen.

 

Zu Nummer 5 Buchstabe c Doppelbuchstabe aa 

 

(Anhang IV Nr. 14 Überschrift)

Redaktionelle Folgeänderung.

 

Zu Nummer 5 Buchstabe c Doppelbuchstabe bb 

 

(Anhang IV Nr. 14 Abs. 1)

Die Richtlinie 96/59/EG des Rates vom 16. September 1996

über die Beseitigung polychlorierter Biphenyle und poly-

chlorierter Terphenyle (PCB/PCT) zielt auf die EG-weit

harmonisierte, kontrollierte Beseitigung von PCB und

PCB-haltigen Geräten sowie die Dekontaminierung von

PCB-haltigen Geräten ab.

Entsprechend der Definition in Artikel 2 Buchstabe a der

Richtlinie umfasst der Begriff „PCB“ nicht nur polychlo-

rierte Biphenyle und polychlorierte Terphenyle, sondern

auch die Stoffe Monomethyltetrachlordiphenylmethan, Mo-

nomethyldichlordiphenylmethan und Monomethyldibrom-

diphenylmethan sowie alle Zubereitungen mit insgesamt

mehr als 50 mg/kg der oben genannten Stoffe. Aus diesem

Grunde ist Absatz 1 zu erweitern.

 

Zu Nummer 5 Buchstabe c Doppelbuchstabe cc Drei-

fachbuchstabe aaa  

 

(Anhang IV Nr. 14 Abs. 2 Nr. 4)

Nach der Richtlinie 96/59/EG des Rates vom 16. September

1996 über die Beseitigung polychlorierter Biphenyle und

polychlorierter Terphenyle (PCB/PCT) dürfen PCB sowie

PCB-haltige Zubereitungen nur noch zum Zweck der Ab-

fallbeseitigung verwendet werden, so dass die bisherige

Ausnahme für die thermische bzw. energetische Verwertung

zu streichen ist. Die Verwertung PCB-haltiger Erzeugnisse

nach § 2 Abs. 2 der PCB/PCT-Abfallverordnung ist weiter-

hin zulässig.
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Zu Nummer 5 Buchstabe c Doppelbuchstabe cc Drei-

fachbuchstabe bbb  

 

(Anhang IV Nr. 14 Abs. 2 Nr. 6)

Redaktionelle Folgeänderung.

 

Zu Nummer 5 Buchstabe c Doppelbuchstabe dd 

 

(Anhang IV Nr. 14 Abs. 3)

Redaktionelle Folgeänderung.

 

Zu Nummer 5 Buchstabe c Doppelbuchstabe ee 

 

(Anhang IV Nr. 14 Abs. 4)

Klarstellung des Gewollten, insbesondere im Hinblick auf

die Umsetzung der Richtlinie 96/59/EG des Rates vom

16. September 1996 über die Beseitigung polychlorierter

Biphenyle und polychlorierter Terphenyle (PCB/PCT).

 

Zu Nummer 5 Buchstabe d  

 

(Anhang IV Nr. 18)

Die vormals an dieser Stelle geregelten Stoffe Monomethyl-

tetrachlordiphenylmethan, Monomethyldichlordiphenylme-

than und Monomethyldibromdiphenylmethan sind nunmehr

in Abschnitt 14 zusammengefasst.

Zu Artikel 4 Inkrafttreten

Das Inkrafttreten der Verordnung am Tage nach der Verkün-

dung ist erforderlich, damit die Gefahren, die von den Ab-

fällen ausgehen können, so bald wie möglich vermindert

oder vermieden werden.
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Anlage 2

Beschluss des Bundesrates

Verordnung über die Entsorgung polychlorierter Biphenyle, polychlorierter
Terphenyle sowie halogenierter Monomethyldiphenylmethane und zur Änderung
chemikalienrechtlicher Vorschriften

Der Bundesrat hat in seiner 749. Sitzung am 17. März 2000 beschlossen, der Verordnung gemäß Artikel 80 Abs. 2 des

Grundgesetzes nach Maßgabe der sich aus der Anlage ergebenden Änderungen zuzustimmen.

Der Bundesrat hat ferner die aus der Anlage ersichtlichen Entschließungen gefasst.

Anlage

Änderungen und Entschließungen zur

Verordnung über die Entsorgung polychlorierter Biphenyle, 

polychlorierter Terphenyle sowie halogenierter Mono-

methyldiphenylmethane und zur Änderung chemikalien-

rechtlicher Vorschriften

A

Änderungen

1. Zur Eingangsformel, 2. Spiegelstrich

In der Eingangsformel ist im 2. Spiegelstrich die An-

gabe „§ 6 Abs. 1 Satz 3“ durch die Angabe „§ 6 Abs. 1

Satz 4“ zu ersetzen.

B e g r ü n d u n g

Klarstellung der Verordnungsermächtigung in § 6 Abs. 1

des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes.

2. Zu Artikel 1 § 1 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe b und Nr. 3

Buchstabe b PCBAbfallV

In Artikel 1 sind in § 1 Abs. 2 in den Nummern 2 Buch-

stabe b und 3 Buchstabe b jeweils nach dem Wort „Ge-

genteil“ die Wörter „durch den Abfallerzeuger oder Ab-

fallbesitzer“ einzufügen.

B e g r ü n d u n g

Die Ergänzung nach „Gegenteil“ stellt klar, wer das Ge-

genteil beweisen soll.

3. Zu Artikel 1 § 1 Abs. 2 Nr. 3 PCBAbfallV

In Artikel 1 ist in § 1 Abs. 2 an Nummer 3 folgender

Satz anzufügen:

„Bei der Beurteilung, ob ein aus mehreren Einzelerzeug-

nissen zusammengefügtes Erzeugnis unter Buchstabe a

fällt, ist das Einzelerzeugnis maßgebend, welches die

Stoffe nach Nummer 1 oder Zubereitungen nach Num-

mer 2 enthält.“

B e g r ü n d u n g

Dient der Klarstellung. Im Herstellungsprozess von Ge-

räten werden Einzelerzeugnisse zu einem Gesamter-

zeugnis zusammengefügt. Dagegen fallen Geräte und

Einrichtungen i.d.R. als (Gesamt-)Erzeugnis zur Entsor-

gung an. Bei der Herstellung finden die chemikalien-

rechtlichen Vorschriften schon auf das Einzelerzeugnis

Anwendung. Auch bei der Entsorgung ist daher auch auf

das Einzelerzeugnis abzustellen.

4. Zu Artikel 1 § 1 Abs. 3 – neu – PCBAbfallV

In Artikel 1 ist in § 1 nach Absatz 2 folgender Absatz an-

zufügen:

„(3) Die Verordnung gilt nicht für die Entsorgung von

Altöl im Sinne der Altöl Verordnung.“

Als Folge ist § 2 Abs. 6 zu streichen.

B e g r ü n d u n g

Die Änderung dient der Klarstellung des Gewollten.

5. Zu Artikel 1 § 2 Abs. 4 PCBAbfallV

In Artikel 1 ist § 2 Abs. 4 wie folgt zu fassen:

„(4) Die Entsorgung von PCB darf nur in einer hierfür

nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes oder

§ 31 Abs. 2 des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes

zugelassenen Anlage erfolgen.“

B e g r ü n d u n g

Inhaltliche Klarstellung, dass sich die Zulassungserfor-

dernisse nach BImSchG und KrW-AbfG gegenseitig

ausschließen. Redaktionelle Klarstellung, dass nicht die

Entsorgung, sondern die Zulassung der Anlagen selbst

den genannten gesetzlichen Erfordernissen unterliegt.

6. Zu Artikel 1 § 2 Abs. 5 PCBAbfallV

In Artikel 1 ist § 2 Abs. 5 wie folgt zu fassen:

„(5) Die Beseitigung von PCB darf nur mit den Ver-

fahren D8, D9 oder D15, dem sich die Verfahren D10

oder D12 entsprechend Anhang II A des Kreislaufwirt-

schafts- und Abfallgesetzes anschließen, sowie D10 oder

D12 erfolgen. Bei dem Verfahren D12 dürfen Abfälle

nach § 1 Abs. 2 Nr. 3, deren Flüssigkeit abgelassen wor-

den ist, in zugelassenen Untertagedeponien im Salzge-

stein nur abgelagert werden, soweit die Nutzung eines

Verfahrens D9 oder D10 technisch nicht möglich oder

wirtschaftlich nicht zumutbar ist.“
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B e g r ü n d u n g

Die Änderungen dienen der Klarstellung des Gewollten

und schränken die Beseitigung von PCB, die besonders

gefährlich sind, das Wohl der Allgemeinheit zu schädi-

gen, auf die Beseitigungsverfahren ein, die die Richtlinie

96/59/EG in Artikel 2 Buchstabe f vorgibt.

7. Zu Artikel 1 § 4 PCBAbfallV

In Artikel 1 ist § 4 wie folgt zu ändern:

a) In Absatz 1 Satz 3 sind die Wörter „Besitzern, die

PCB anliefern“ durch die Wörter „Erzeugern oder

Besitzern, deren PCB-Abfälle angeliefert werden“ zu

ersetzen.

b) In Absatz 2 sind nach Satz 2 folgende Sätze 3 und 4

einzufügen:

„Erfolgt die Nachweisführung durch Sammelentsor-

gungsnachweis nach § 8 der Nachweisverordnung

oder durch Vereinfachten Nachweis nach § 25 der

Nachweisverordnung, sind die Eintragungen nach

Satz 2 auf den Übernahmescheinen vorzunehmen, die

dem jeweiligen Erzeuger oder Besitzer der PCB-Ab-

fälle zum Zwecke des Absatz 1 Satz 3 zu übergeben

sind. Die Bestimmungen des § 19 der Nachweisver-

ordnung bleiben unberührt.“

B e g r ü n d u n g

Die Formulierung in Absatz 1 Satz 3 soll klarstellen,

dass nicht den Abfallbeförderern als den Besitzern, die

PCB-Abfälle tatsächlich anliefern, eine Bescheinigung

auszustellen ist, sondern den tatsächlichen Abfallerzeu-

gern oder -besitzern.

Die neuen Sätze 3 und 4 in Absatz 2 sollen klarstellen,

dass im Falle der Sammelentsorgung die gegenüber den

Primärerzeugern zu führenden Übernahmescheine mit

den zusätzlichen Angaben versehen werden und diesen

als Bescheinigung im Sinne des Absatz 1 Satz 3 überge-

ben werden. Gleiches soll für den Fall der Vereinfachten

Nachweisführung gelten. Darüber hinaus sollen bei der

Sammelentsorgung die Regelungen des § 19 der Nach-

weisverordnung bezüglich des Ausfüllens und Ablegens

der Übernahmeschein-Ausfertigungen unberührt blei-

ben.

8. Zu Artikel 2 Nr. 2 (§ 3 ChemVerbotsV)

In Artikel 2 ist Nummer 2 wie folgt zu fassen:

‚2. § 3 wird wie folgt geändert:

a) Dem Absatz 1 wird … (weiter wie Vorlage) …

b) In Absatz 4 Satz 3 werden in Nummer 1 die Wör-

ter „die mit dem Gefahrensymbol C (ätzend) zu

kennzeichnenden Reinigungsmittel und sonstige

Stoffe und Zubereitungen“ durch die Wörter

„Reinigungsmittel und sonstige Stoffe und Zube-

reitungen, die nach der Gefahrstoffverordnung

mit dem Gefahrensymbol C (ätzend) zu kenn-

zeichnen sind,“ ersetzt.‘

B e g r ü n d u n g

Die Neufassung des § 3 Abs. 4 ChemVerbotsV durch

die Zweite Verordnung zur Änderung chemikalien-

rechtlicher Verordnungen hat zu Missverständnissen

geführt, da durch die Formulierung „Reinigungsmittel

und sonstige Stoffe und Zubereitungen“ der Eindruck

entstehen kann, dass eine Ausweitung auf alle denkba-

ren sonstigen Stoffe und Zubereitungen in Verpackun-

gen mit kindergesicherten Verschlüssen beabsichtigt

war. Nach der Begründung der Zweiten Verordnung

zur Änderung chemikalienrechtlicher Verordnungen

sollten jedoch nur sonstige Stoffe und Zubereitungen

mit dem Gefahrensymbol C erfasst werden.

Die Änderung dient der Klarstellung.

9. Zu Artikel 2 Nr. 3 Buchstabe a

(Anhang zu § 1, Abschnitt 5 Spalte 3 ChemVerbotsV)

In Artikel 2 Nr. 3 sind in Buchstabe a die Wörter „an

berufsmäßige Verwender zur Verwendung in“ durch

die Wörter „zur berufsmäßigen Herstellung von“ zu er-

setzen.

B e g r ü n d u n g

Klarstellung des Gewollten.

Nach dem Wortlaut der Vorlage ist nicht erkennbar, ob

mit dem „berufsmäßigen Verwender“ der Verwender

von Lampenölen oder der Verwender der Farb-/Duft-

stoffe zu verstehen ist. Mit der Änderung wird klarge-

stellt, dass das Inverkehrbringen der betreffenden Duft-

und Farbstoffe nur zum Zwecke der berufsmäßigen

Herstellung gefärbter/parfümierter Lampenöle und

nicht zur Herstellung gefärbter/parfümierter Lampen-

öle durch den berufsmäßigen Verwender der Lampen-

öle (z. B. Gastwirte) erlaubt werden soll. Nur durch

eine solche Klarstellung ist, wenn überhaupt, das In-

verkehrbringensverbot für Farb- und Duftstoffe sinn-

voll und kontrollierbar.

10. Zu Artikel 2 Nr. 3 Buchstabe a1 – neu – (Anhang zu

§ 1, Abschnitt 11 Spalte 3 ChemVerbotsV)

In Artikel 2 Nr. 3 ist nach Buchstabe a folgender Buch-

stabe a1 einzufügen:

‚a1) In Abschnitt 11 wird Spalte 3 wie folgt gefasst:

„Das Verbot nach Spalte 2 Nr. 1 gilt nicht für das

Inverkehrbringen von Antifoulingfarben, deren

zinnorganischer Anteil chemisch gebunden ist,

zum Aufbringen auf Schiffskörper mit einer Ge-

samtlänge von mehr als 25 m, die überwiegend

zum Einsatz außerhalb von Binnenwasserstraßen

und Seen bestimmt sind, wenn die Farben in Ge-

bindegrößen von 20 und mehr Litern zur gewerb-

lichen Verwendung abgegeben werden.“‘

Als Folge ist in Artikel 3 Nr. 5 nach Buchstabe a fol-

gender Buchstabe a1 einzufügen:

‚a1) Nummer 5 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Abweichend von Absatz 1 dürfen Anti-

foulingfarben, deren zinnorganischer Anteil che-



Deutscher Bundestag – 14. Wahlperiode – 19 – Drucksache 14/3286

misch gebunden ist, zum Aufbringen auf Schiffs-

körper mit einer Gesamtlänge von mehr als 25 m,

die überwiegend zum Einsatz außerhalb von Bin-

nenwasserstraßen und Seen bestimmt sind, ver-

wendet werden, wenn die Farben in Gebindegrö-

ßen von 20 und mehr Litern zur gewerblichen

Verwendung abgegeben werden.“‘

B e g r ü n d u n g

Der derzeit geltende Abschnitt 11 verbietet zinnorgani-

sche Verbindungen und damit versetzte Zubereitungen

in Antifoulingfarben und deren Einsatz in Wasserauf-

bereitungsanlagen. Bezüglich der Antifoulingfarben

sind lediglich Schiffe mit einer Gesamtlänge größer als

25 m von dem Verbot ausgenommen.

Die Richtlinie 1999/51/EG zur fünften Anpassung des

Anhangs I der Richtlinie 76/769/EWG erweitert jedoch

das Verbot auf Schiffe jeder Länge, die überwiegend

auf Binnenwasserstraßen und Seen eingesetzt werden.

Darüber hinaus wird bestimmt, dass zinnorganische

Verbindungen als Stoffe und Zubereitungen nur in Ver-

packungen von 20 l oder mehr in den Handel gebracht

und nur zur berufsmäßigen Verwendung verkauft wer-

den dürfen. Letztgenannte Regelung war im Übrigen

bereits in der Richtlinie 89/677/EWG zur achten Ände-

rung der Richtlinie 76/769/EWG enthalten.

Zinnorganische Verbindungen, insbesondere das in vie-

len Antifoulingfarben verwendete Tributylzinn (TBT),

zeigen hormonverändernde Wirkungen bei Kleinlebe-

wesen im Meer. Aktuelle Forschungsergebnisse der

Universität Bonn schließen auch hormonelle Verände-

rungen bei Menschen durch TBT nicht mehr aus. Inso-

fern ist besonderer Handlungsbedarf geboten.

Mit der Änderung sollen daher die Vorgaben o. g.

Richtlinie umgesetzt werden. Durch die Aufnahme der

Gebindebeschränkung von 20 l wird der verbotswid-

rige Einsatz dieser Farben bei kleineren Schiffen zu-

mindest erschwert. Eine derzeit laufende Überprü-

fungsaktion des Farbeinzelhandels zeigt, dass TBT-

haltige Farben auch in Gebinden von 1 l und kleiner

verkauft werden, was durch die ChemVerbotsV derzeit

nicht untersagt ist.

Die Richtlinie 1999/51/EG ist bis zum 29. Februar

2000 umzusetzen und tritt zum 1. September 2000 in

Kraft.

11. Zu Artikel 2 Nr. 3 Buchstabe b Doppelbuchstabe ee

– neu – (Anhang zu § 1, Abschnitt 13 Spalte 3 Abs. 2

ChemVerbotsV)

In Artikel 2 Nr. 3 ist in Buchstabe b nach Doppelbuch-

stabe dd folgender Doppelbuchstabe ee einzufügen:

‚ee) In Spalte 3 wird dem Absatz 2 folgender Satz an-

gefügt:

„Die Verlängerung nach Satz 1 ist längstens bis

zum 31. Dezember 2010 zulässig.“‘

B e g r ü n d u n g

Die Änderung dient der Umsetzung von Artikel 3 der

Richtlinie 96/59/EG sowie der Angleichung an die Re-

gelungen der Gefahrstoffverordnung (Aufnahme der

Regelung in die Gefahrstoffverordnung durch Artikel 3

Nr. 3 Buchstabe b).

12. Zu Artikel 2 Nr. 3 Buchstabe b Doppelbuchstabe ff

– neu – (Anhang zu § 1, Abschnitt 13 Spalte 3 Abs. 3

ChemVerbotsV)

In Artikel 2 Nr. 3 ist in Buchstabe b nach Doppelbuch-

stabe ee – neu – folgender Doppelbuchstabe ff einzu-

fügen:

‚ff) In Spalte 3 wird dem Absatz 3 folgender Satz an-

gefügt:

„Die Verlängerung nach Satz 1 ist längstens bis

zum 31. Dezember 2010 zulässig.“‘

B e g r ü n d u n g

Die Änderung dient der Umsetzung von Artikel 3 der

Richtlinie 96/59/EG sowie der Angleichung an die Re-

gelungen der Gefahrstoffverordnung (Aufnahme der

Regelung in die Gefahrstoffverordnung durch Artikel 3

Nr. 3 Buchstabe c).

13. Zu Artikel 2 Nr. 3 Buchstabe c (Anhang zu § 1,

Abschnitt 15 Spalte 3 ChemVerbotsV)

In Artikel 2 Nr. 3 ist Buchstabe c zu streichen.

Als Folge ist in Artikel 3 Nr. 5 der Buchstabe b zu

streichen.

B e g r ü n d u n g

Die in der Vorlage vorgesehene Abtrennung PCP-be-

lasteter Teile von Holzerzeugnissen ist in der Praxis

kaum durchführbar. Stattdessen sollte Abschnitt 15

„PCP“ unverändert bleiben, bis vom Bundesministe-

rium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit

(BMU) ein geeignetes PCP-Analyseverfahren benannt

worden ist. Parallel sollte die Thematik PCP-belasteter

Hölzer von der abfallwirtschaftlichen Seite angegan-

gen werden und z. B. in der vorgesehenen VO zur Alt-

holzverwertung eindeutig geregelt werden.

14. Zu Artikel 3 Nr. 2a – neu – (§ 36 Abs. 6 Nr. 7 Satz 4

GefStoffV)

In Artikel 3 ist nach Nummer 2 folgende Nummer 2a

einzufügen:

‚2a. In § 36 Abs. 6 Nr. 7 Satz 4 werden die Wörter

„und reproduktionstoxischen“ gestrichen.‘

B e g r ü n d u n g

Anpassung an den Geltungsbereich von § 2 Abs. 3 Ge-

fahrstoffverordnung.

15. Zu Artikel 3 Nr. 3 Buchstabe 0a – neu – (§ 43

Abs. 3a – neu – GefStoffV)

In Artikel 3 Nr. 3 ist vor Buchstabe a folgender Buch-

stabe 0a einzufügen:

‚0a) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3a einge-

fügt:

„(3a) Abweichend von Anhang IV Nr. 13.1 Abs. 2

dürfen die dort genannten Erzeugnisse, die bis zum
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1. April 1992 in den Verkehr gebracht worden sind,

weiter verwendet werden.“‘

B e g r ü n d u n g

Mit der Vierten Verordnung zur Änderung der Gefahr-

stoffverordnung wurde § 54 Abs. 3 GefStoffV aufge-

hoben. Begründet wurde dies mit dem zwischenzeit-

lichen Ablauf dieser Regelungen (BR-Drs. 328/99,

S. 24, Begründung zu Nummer 27 Buchstabe a und b:

„Streichung von inzwischen abgelaufenen Übergangs-

vorschriften.“). Unklar bleibt, ob die Streichung der

Vorschrift beabsichtigt war oder versehentlich vorge-

nommen worden ist.

Nach dem bisherigen § 54 Abs. 3 GefStoffV durften

abweichend von Anhang IV Nr. 13.1 Abs. 2 die dort

genannten Erzeugnisse, die bis zum l. April 1992 in

den Verkehr gebracht worden sind, weiter verwendet

werden. Laut Begründung in BR-Drucksache 200/93,

S. 142, wurde hiermit die Vorgängervorschrift (§ 6

Abs. 2 Teerölverordnung), mit der ein Bestandsschutz

für bisher legal ausgeübte Verwendungen geschaffen

werden sollte (Begründung zur Teerölverordnung,

BR-Drs. 9/91, S. 25), inhaltlich in die GefStoffV über-

nommen.

Mit Inkrafttreten der Vierten Verordnung zur Änderung

der Gefahrstoffverordnung am l. Januar 2000 entfiel

diese Bestandsschutzregelung. Dies ist mit erheblichen

Folgen verbunden. So könnte z. B. Privatpersonen, die

teerölimprägnierte Bahnschwellen nachweislich vor

dem l. April 1992 eingebaut haben, die weitere Ver-

wendung dieser Bahnschwellen seit dem l. Januar 2000

untersagt werden. Somit wurde die Rechtslage für die

Betroffenen verschärft, ohne dass dies erforderlich ist.

Daher sollte die Vorschrift wieder in die GefStoffV

aufgenommen werden und zwar in § 43, da es sich bei

der Regelung inhaltlich um eine unbefristete Ausnah-

meregelung handelt und nicht um eine Übergangsvor-

schrift, die durch Zeitablauf gegenstandslos und daher

verzichtbar wird.

16. Zu Artikel 3 Nr. 3 Buchstabe b

(§ 43 Abs. 5 Satz 2 – neu – GefStoffV)

Artikel 3 Nr. 3 Buchstabe b ist wie folgt zu fassen:

‚b) Dem Absatz 5 wird folgender Satz angefügt:

„Die Verlängerung nach Satz 1 ist längstens bis zum

31. Dezember 2010 zulässig.“‘

B e g r ü n d u n g

Inhaltlich soll in Absatz 5 die gleiche Regelung wie in

Absatz 6 getroffen werden. Die Formulierung in

Absatz 5 soll daher der in Artikel 3 Nr. 3 Buchstabe c

in § 43 Abs. 6 angeglichen werden.

17. Zu Artikel 3 Nr. 3 Buchstabe c (§ 43 Abs. 6

GefStoffV)

Artikel 3 Nr. 3 Buchstabe c ist wie folgt zu fassen:

‚c) Dem Absatz 6 werden folgende Sätze angefügt:

„Die Verlängerung nach Satz 1 ist längstens bis zum

31. Dezember 2010 zulässig. Geräte nach Satz l, die

mehr als 5 Liter PCB-haltiger Flüssigkeit enthalten,

sind durch ein leicht erkennbares schwarz umrande-

tes Warnschild mit schwarzer Aufschrift „PCB“ auf

gelbem oder weißem Grund zu kennzeichnen, das

mindestens die Abmessung 148 × 297 mm haben

soll. Die Buchstaben sollen eine Höhe von 80 mm

und eine Breite von 15 mm aufweisen. Bilden meh-

rere Geräte auf Grund ihres engen räumlichen Zu-

sammenhangs eine Gruppe mit einem Gesamtinhalt

von mehr als 5 Litern PCB-haltiger Flüssigkeit, gilt

Satz 3 entsprechend. Sind PCB-haltige Geräte in ei-

nem besonderen Betriebsraum unterbracht, ist auch

dieser an den Zugängen nach Satz 3 gesondert zu

kennzeichnen.“‘

B e g r ü n d u n g

Die Ergänzung dient der Umsetzung von Artikel 4

Abs. 5 der Richtlinie 96/59/ EG. Die Kennzeichnungs-

pflicht PCB-haltiger Geräte war bereits in der Gefahr-

stoffverordnung vom 30. Oktober 1993 in Anhang III

Nr. 11 enthalten. Im Zuge der im Jahr 1999 erfolgten

Änderung wurde der Anhang III aufgehoben, so dass

die bisherige Kennzeichnungspflicht entfallen ist.

Diese ist jedoch nach wie vor erforderlich, da noch eine

Reihe PCB-haltiger Erzeugnisse, die der Bestandsauf-

nahmepflicht unterfallen, verwendet werden. Der allge-

meine Verweis auf bestehende Kennzeichnungspflich-

ten im Anhang I der Richtlinie 76/769/EWG greift

nicht, da dort keine Kennzeichnungspflicht für PCB-

haltige Erzeugnisse getroffen wird. Diese ergibt sich

ausschließlich aus Artikel 4 Abs. 5 der Richtlinie 96/

59/EG.

18. Zu Artikel 3 Nr. 4 (§ 54 Abs. 2 GefStoffV)

In Artikel 3 Nr. 4 ist in Absatz 2 nach der Angabe

„Abs. 1 Nr. 7 und 8“ die Angabe „und Abs. 4“ einzufü-

gen.

B e g r ü n d u n g

Die im neu gefassten Absatz 2 des § 54 ausschließlich

für die dort genannten „Alt“-Erzeugnisse mit bestimm-

ten PCB-haltigen Bauteilen geregelte Ausnahme muss

sich auch auf die in Anhang IV Nr. 14 Abs. 4 neu ein-

geführte Verpflichtung zum Entfemen und Beseitigen

beziehen.

19. Zu Artikel 3 Nr. 5 Buchstabe b (Anhang IV Nr. 12

Abs. 2 GefStoffV)

In Artikel 3 Nr. 5 ist Buchstabe b wie folgt zu fassen:

‚b) Nummer 12 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 3 werden die Wörter „und die Verwen-

dung zur ordnungsgemäßen Abfallentsorgung“

gestrichen.

bb) Nach Satz 3 … (weiter wie Vorlage in Artikel 3

Nr. 5 Buchstabe b) …‘

B e g r ü n d u n g

Die Abfallausnahme ist bereits in § 15 Abs. 2

GefStoffV enthalten und daher hier zu streichen.
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20. Zu Artikel 3 Nr. 5 Buchstabe c Doppelbuchstabe cc

Dreifachbuchstabe aaa1 – neu – (Anhang IV Nr. 14

GefStoffV)

In Artikel 3 Nr. 5 Buchstabe c Doppelbuchstabe cc ist

nach Dreifachbuchstabe aaa folgender Dreifachbuch-

stabe aaa1 einzufügen:

‚aaa1) In Nummer 6 ist das Wort „einmalige“ zu

streichen.‘

B e g r ü n d u n g

Ziel ist die PCB-Konzentration von 50 mg/kg in der

Isolierflüssigkeit dauerhaft – über den durch Kontroll-

messung bestätigten 6-monatigen Kontrollzeitraum hi-

naus – einzuhalten.

Um dies gewährleisten zu können, ist aufgrund von Er-

fahrungen aus der Praxis bei Transformatoren, bei de-

nen die Isolierflüssigkeit bereits einmal ausgetauscht

wurde, in Einzelfällen eine nochmalige Neubefüllung

erforderlich.

21. Zu Artikel 3 Nr. 5 Buchstabe c Doppelbuchstabe ee

(Anhang IV Nr. 14 Abs. 4 GefStoffV)

In Artikel 3 Nr. 5 Buchstabe c ist Doppelbuchstabe ee

wie folgt zu fassen:

‚ee) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz angefügt:

„(4) Stoffe im Sinne von Absatz 1 Nr. 1 bis 5,

Zubereitungen im Sinne von Absatz 1 Nr. 6 oder 8

sowie Bauteile in Erzeugnissen im Sinne von Ab-

satz 1 Nr. 7 oder 8, die PCB als Dielektrikum ent-

halten, sind zu entfernen und nach der PCB/

PCT-Abfallverordnung zu beseitigen.“‘

B e g r ü n d u n g

Klarstellung des Gewollten, insbesondere im Hinblick

auf die Umsetzung der Richtlinie 96/59/EG.

Die Entfernungs- und Beseitigungspflicht gilt nicht für

Erzeugnisse aus Kunststoffen, wie Kabel und Dich-

tungsmassen, denen PCB bei der Herstellung zugesetzt

wurde.

„Beseitigen“ ist der im Abfallrecht übliche Fachbe-

griff.

B

Entschließungen

1. Der Bundesrat erinnert an seine Entschließung im Zu-

sammenhang mit der Zweiten Verordnung zur Änderung

chemikalienrechtlicher Verordnungen (BR-Drucksache

671/98 [Beschluss] vom 27. November 1998) und bittet

die Bundesregierung erneut zu prüfen, ob eine Beschrän-

kung der Herstellung, Verwendung und des Inverkehr-

bringens der Salze der Komplexe von Chrom (III) mit

Naphtalinsulfonsäuren und Naphtolen in die chemikali-

enrechtlichen Verordnungen aufgenommen werden

kann.

Ferner bittet der Bundesrat die Bundesregierung um Un-

terrichtung über das Ergebnis der vorgenannten Über-

prüfung.

B e g r ü n d u n g

Eines der genannten Salze wird in der Bundesrepublik

Deutschland zum Färben von Wolle und Polyamidfasern

in den Verkehr gebracht. Der angemeldete Farbstoff ist

aufgrund seiner hohen aquatischen Toxizität und seiner

nicht leichten biologischen Abbaubarkeit als „umweltge-

fährlich“ einzustufen. Bei der Färbung von Textilien

wird der eingesetzte Farbstoff nie zu 100 % auf der Faser

fixiert. Der nicht fixierte Farbstoffanteil gelangt mit den

so genannten Restflotten in das Abwasser der Textilver-

edelungsbetriebe und nach einer Behandlung nach den in

Betracht kommenden Regeln der Technik in die Oberflä-

chengewässer. Unter Berücksichtigung der spezifischen

Verarbeitungsdaten (Fixierungsgrad und Abwasseran-

fall pro Tonne gefärbter Faser) ist eine Konzentration

des Farbstoffs in Oberflächengewässern zu erwarten, bei

der Wasserorganismen bereits geschädigt werden kön-

nen. Dies gilt auch dann, wenn die Betriebe an eine bio-

logische Abwasserbehandlungsanlage angeschlossen

sind, weil der Farbstoff biologisch nicht leicht abbaubar

ist und demzufolge in der Kläranlage nur zum Teil elimi-

niert wird.

Deshalb erscheint ein Verbot des Inverkehrbringens in

Verbindung mit einem Herstellungs- und Verwendungs-

verbot als die einzige wirksame Risikominderungsmaß-

nahme.

Dabei sollen über den bereits in den Verkehr gebrach-

ten Stoff hinaus die folgenden Salze erfasst werden:

Salze von Reaktionsgemischen aus 4-Hydroxy-3-

(2-hydroxy-3,5-dinitro-phenylazo)-7-(4-methoxy-phe-

nylamino)-naphtalin-2-sulfonsäure oder einem Salz

dieser Sulfonsäure, 1-(5-Chlor-2-hydroxy-phenylazo)-

2-naphtol oder einem Salz dieses Naphtols und einer

Chrom(III)-Verbindung. Eine Ausweitung auf diese

Salze ist notwendig, damit eine Beschränkung nicht

durch ein Inverkehrbringen chemisch eng verwandter

Salze mit vergleichbaren umweltgefährlichen Eigen-

schaften umgangen werden kann.

In einem Entwurf des BMU aus dem Jahr 1994 zur Än-

derung der Chemikalien-Verbotsverordnung und der Ge-

fahrstoffverordnung war bereits ein Verbot von Herstel-

lung, Verwendung und Inverkehrbringen dieser Salze

vorgesehen. Der Entwurf wurde nicht weiter verfolgt;

das Anliegen ist aber nach wie vor aktuell.

Bereits in der Entschließung vom 27. November 1998

hatte der Bundesrat, unter Hinweis auf die mögliche No-

tifizierungspflicht eines entsprechenden Verbotes, die

Bundesregierung um Prüfung gebeten.

2. Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, sich im Rah-

men der Verhandlungen der Internationalen Meeres-

schutzorganisation (IMO) weiterhin aktiv für ein bald-

mögliches weltweites Verbot von Tributylzinn (TBT)

einzusetzen und eine generelle Regelung zum Verbot des

Inverkehrbringens und Verwendens von Tributylzinn

(TBT) als Schiffsanstrich, die über die durch den Ent-
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wurf der Dritten Verordnung zur Änderung chemikalien-

rechtlicher Vorschriften beabsichtigten Regelungen hin-

ausgeht, sowie in Textilien vorzulegen. Darüber hinaus

wird die Bundesregierung gebeten, kurzfristig zu prüfen,

ob Tributylzinn auch in anderen Bereichen angewendet

wird und ggf. auch dort ein Verbot vorzubereiten.

B e g r ü n d u n g

TBT ist als hormonähnlich wirkender Stoff seit gerau-

mer Zeit bekannt und wird in Antifoulingfarben und un-

ter anderem auch in Kunststoffen und Imprägnierungen

für Textilien eingesetzt.

In den Verhandlungen der Internationalen Meeresschutz-

organisation (IMO) wird eine TBT-Konvention ange-

strebt, die ein Anwendungsverbot für TBT ab dem l. Ja-

nuar 2003 und ein Totalverbot ab dem l. Januar 2008

vorsieht.

Eine über die Richtlinie 1999/5l/EG, die mit dem vor

kurzem zur Anhörung den Ländern vorgelegten Entwurf

der Dritten Verordnung zur Änderung chemikalienrecht-

licher Vorschriften in nationales Recht umgesetzt wer-

den soll, hinausgehende Regelung sollte schnellstmög-

lich angestrebt werden.

Da eine endokrine Wirkung auch auf den Menschen

nicht ausgeschlossen werden kann, sollten auch weiter-

gehende Beschränkungen für TBT in anderen Anwen-

dungsbereichen geprüft werden.

Der Bundesrat hatte zu einer entsprechenden Prüfung

bereits mit seiner Entschließung im Zusammenhang mit

der Zweiten Verordnung zur Änderung chemikalien-

rechtlicher Verordnungen, BR-Drucksache 671/98 (Be-

schluss) vom 27. November 1998 aufgefordert.

Anlässlich der aktuellen Diskussion um TBT in Beklei-

dungstextilien, insbesondere in Sportbekleidungen, hat

neben dem Bundesinstitut für gesundheitlichen Verbrau-

cherschutz und Veterinärmedizin (BgVV) auch der Ver-

band der Chemischen Industrie die Auffassung vertre-

ten, dass TBT aufgrund seiner toxischen Eigenschaften

nicht in Bekleidungstextilien gehöre.
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